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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

seit rund 250  Tagen ist die Bundesregierung nun 
im Amt. Mehr als die Hälfte dieser Tage sind ge-
prägt von den dramatischen Herausforderungen 
angesichts des Kriegs in der Ukraine. Zusätzlich be-
schäftigen uns die Folgen der Corona-Pandemie, 
die Inflation und die Energiesicherheit. Der Be-
griff „Sommerpause“ mutet angesichts dieser wirt-
schaftlichen Entwicklung etwas schwierig an. Es 
sind alles andere als ruhige Zeiten.

Umso wichtiger ist es, mit wirksamen Initiativen für 
Stabilität zu sorgen. Einiges haben wir im Bundes-
ministerium der Finanzen in den vergangenen Mo-
naten bereits für die Bürgerinnen und Bürger und 
die Wirtschaft umsetzen können, anderes haben 
wir angestoßen oder fortgeführt. Krisenmanage-
ment stand oft ganz oben auf der Tagesordnung. 
Zwei Entlastungspakete hat die Bundesregie-
rung allein in diesem Jahr schon auf den Weg ge-
bracht, um die finanziellen Auswirkungen der ge-
stiegenen Energiekosten für die Menschen und die 
Wirtschaft abzumildern. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung dafür gesorgt, dass die Energie-
versorgung in Deutschland gesichert bleibt, und 
hat ein milliardenschweres Rettungspaket für den 
Energiekonzern Uniper geschnürt. Nicht zuletzt 
wurden kurzfristige Budgethilfen in Höhe von bis 
zu 29,5 Mrd. US-Dollar für die Ukraine organisiert, 
die die G7-Staaten gemeinsam mit den internatio-
nalen Finanzinstitutionen zur Verfügung stellen.

Wie wichtig Verlässlichkeit in der Krise ist, zeigt 
auch die positive Zwischenbilanz des Wirtschafts-
stabilisierungsfonds (WSF). Er wurde im März 2020 
von der damaligen Bundesregierung ins Leben ge-
rufen, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie abzufedern. Mit passgenauer 
Unterstützung sollten Unternehmen mit beson-
derer volkswirtschaftlicher Bedeutung stabilisiert 
werden. Große Konzerne wie die TUI AG, aber auch 
mittelständische Betriebe und Start-ups konnten 
dank des Fonds am Markt bleiben. Bis zum 30. Juni 
dieses Jahres konnten Hilfen gewährt werden. Im 
Interesse der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
waren sie mit strengen Auflagen verbunden. Dass 
das Instrument Wirkung zeigt, beweist das Beispiel 
der Deutschen Lufthansa  AG: Das Unternehmen 
hat die stillen Einlagen bereits früher als geplant 
vollständig zurückgezahlt. Zudem hat der WSF vor 
dem Hintergrund der stabilen Unternehmensent-
wicklung seine Aktienbeteiligung über die vergan-
genen Wochen auf unter 10 Prozent reduziert. Bis 
Herbst 2023 wird der WSF seine verbliebenen An-
teile vollständig veräußern.

Die Modernisierung der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) war ein weiterer 
Schwerpunkt im BMF. Im vergangenen Jahr wurde 
ein Sieben-Punkte-Plan zur Reform der BaFin vor-
gestellt und ein Transformationsprojekt aufgesetzt. 
Seitdem ist viel passiert. Durch neue Kompetenzen, 
bessere Rahmenbedingungen und Digitalisierung 
stärkt das BMF die BaFin als Institution – so sorgen 
wir gemeinsam für einen stabilen, funktionsfähi-
gen und vertrauenswürdigen Finanzmarkt. Im Mai 
haben wir außerdem die überarbeiteten „Grund-
sätze der Zusammenarbeit zwischen BMF und 
BaFin“ veröffentlicht, die die Rechts- und Fachauf-
sicht des Ministeriums näher ausgestalten. Neben 
der Vereinbarung enger Zusammenarbeit beispiels-
weise im Bereich der Regulierung war es unser Ziel, 
die operative Unabhängigkeit der BaFin zu stärken. 
So kann die BaFin ihrer Verantwortung gerecht 
werden, kritische Entwicklungen bei relevanten 
Sektoren oder Unternehmen schnell zu erken-
nen und drohenden Schaden abzuwenden. Davon 



profitieren nicht nur Anlegerinnen und Anleger, 
sondern alle Verbraucherinnen und Verbraucher.

Diese beiden Beispiele, die der vorliegende Mo-
natsbericht genauer beleuchtet, zeigen: Effektivität 
und Effizienz sind gerade in diesen Zeiten wichtige 
Gradmesser für politisches Handeln.

Ich wünsche Ihnen eine wirkungsvolle Lektüre.

Ihr	  
 
 

 
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Vermögen ermöglichen: Entwurf des 
Jahressteuergesetzes 2022 und Eckpunkte für 
ein Zukunftsfinanzierungsgesetz

	● Mit zwei Gesetzesinitiativen strebt das BMF mehrere steuerliche Erleichterungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen für Privatpersonen und Unternehmen an, um den privaten Vermö-
gensaufbau zu unterstützen und mehr privates Kapital für Zukunftsinvestitionen in Klima-
schutz und Digitalisierung zu mobilisieren.

	● Am 28. Juli 2022 hat das BMF den Referentenentwurf für das Jahressteuergesetz 2022 vorgelegt. 
Eckpunkte für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz wurden bereits am 29. Juni 2022 vom BMF ge-
meinsam mit dem Bundesministerium der Justiz vorgestellt.

	● Privatpersonen sollen mehr Möglichkeiten für den privaten Vermögensaufbau eröffnet werden, 
beispielsweise durch die Erhöhung des Sparer-Pauschbetrags, steuerliche Anreize für die Aktien-
anlage und entlastende Maßnahmen mit Bezug auf die Altersvorsorge.

	● Der Kapitalmarkt soll moderner, internationaler und weniger bürokratisch werden, um so den 
deutschen Finanzmarkt und den Standort Deutschland attraktiver zu machen und starke Im-
pulse für die Aktienkultur in Deutschland zu setzen. Start-ups, Wachstumsunternehmen sowie 
kleinen und mittleren Unternehmen soll der Zugang zum Kapitalmarkt erleichtert werden.

Einleitung

Krieg, Klimawandel, Unsicherheiten mit Blick auf 
die Inflation und die wirtschaftliche Erholung 
weltweit: Deutschland steht vor gewaltigen He	
rausforderungen. Diese verlangen nach effektiven 
Maßnahmen, die schnell den Wohlstand und die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands fördern und 
zugleich auf nachhaltige Weise jene Mittel freiset-
zen, die für die großen Zukunftsinvestitionen in 
Klimaschutz, Modernisierung und Digitalisierung 
benötigt werden. Dazu muss einerseits zusätzlich 
zu den öffentlichen Mitteln des Staates privates Ka-
pital mobilisiert werden. Andererseits müssen bü-
rokratische und steuerliche Hürden aus dem Weg 
geräumt werden, die Privatpersonen beim Vermö-
gensaufbau und Unternehmen im Wachstum un-
nötig hemmen.

Am 28.  Juli  2022 hat das BMF mit dem Referen-
tenentwurf für das Jahressteuergesetz  2022 eine 
Reihe von Maßnahmen zur steuerlichen Erleich-
terung und Vereinfachung für Privatpersonen und 
Unternehmen vorgelegt. Daneben hatten Bun-
desfinanzminister Christian Lindner und Bundes-
justizminister Dr.  Marco Buschmann bereits am 
29.  Juni  2022 gemeinsam Eckpunkte für ein Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz vorgestellt.

Mehr privates Vermögen, 
weniger Bürokratie

Mit dem Entwurf des Jahressteuergesetzes  2022 
sollen neben einer Reihe von üblichen technischen 
Anpassungen im Steuerrecht, etwa zur Umsetzung 
gerichtlicher Vorgaben, auch wichtige Vorhaben 
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Vermögen ermöglichen: Entwurf des Jahressteuergesetzes 2022 und Eckpunkte für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz

des Koalitionsvertrags umgesetzt werden – ein Ge-
winn insbesondere für Rentnerinnen und Rent-
ner, Eltern, Sparende und Auszubildende. Folgende 
Maßnahmen sind u. a. vorgesehen:

	● Beim Sparen: Der Sparer-Pauschbetrag wird 
von 801 Euro auf 1.000 Euro für Alleinstehende 
und von 1.602 auf 2.000 Euro für Ehegatten/
Lebenspartnerinnen und -partner erhöht.

	● Bei der Altersvorsorge: Der vollständige Son-
derausgabenabzug für Altersvorsorgeaufwen-
dungen soll bereits ab 2023 vollzogen werden 
(bisher 96 Prozent im Jahr 2023 und 98 Prozent 
im Jahr 2024).

	● Bei der Grundrente: Der Grundrentenzuschlag 
wird steuerfrei gestellt.

	● Bei der Riester-Rente: Eine Entbürokratisie-
rung und Verbesserungen sind für Personen 
geplant, die Kinder erziehen, wodurch Rückfor-
derungen bereits gewährter Zulagen vermieden 
werden können.

	● Bei der Ausbildung: Der sogenannte Ausbil-
dungsfreibetrag für volljährige Kinder, die eine 
Berufsausbildung durchlaufen und auswärts 
untergebracht sind, soll angehoben werden. 
Der Betrag steigt von 924 Euro auf 1.200 Euro je 
Kalenderjahr an.

	● Bei Immobilien: Der lineare AfA-Satz soll für 
die Abschreibung von Wohngebäuden, die nach 
dem 31. Dezember 2023 fertiggestellt werden, 
von 2 auf 3 Prozent angehoben werden.

	● Bei der Auszahlung bestimmter zukünf-
tiger staatlicher Leistungen des Bundes (z. B. 
Nothilfen/Klimageld): Es werden die gesetz-
lichen Grundlagen für einen direkten Aus-
zahlungsweg an die Bürgerinnen und Bürger 
unter Nutzung der Steueridentifikationsnum-
mer-Datenbank geschaffen.

Zukunft finanzieren

Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz wollen BMF 
und das Bundesministerium der Justiz Bürgerin-
nen und Bürgern sowie Unternehmen dank ver-
einfachter Verfahren den Vermögensaufbau und 
den Zugang zum Kapitalmarkt erleichtern. Der 
Kapitalmarkt soll leistungsfähiger aufgestellt und 
Deutschland als Finanzstandort attraktiver ge-
staltet werden. Ziel ist zudem, zusätzlich zu den 
umfangreichen staatlichen Mitteln mehr private 
Mittel für Zukunftsinvestitionen zu mobilisie-
ren und Deutschland zu einem führenden Stand-
ort für Start-ups und Wachstumsunternehmen 
zu machen. Die folgenden Eckpunkte werden 
vorgeschlagen:

	● Erleichterter Kapitalmarktzugang für Unter-
nehmen, insbesondere für Start-ups, Wachs-
tumsunternehmen und kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU), durch eine Absenkung 
des Mindestkapitals für einen Börsengang von 
derzeit 1,25 Mio. Euro auf 1 Mio. Euro. Bei den 
regulatorischen Anforderungen im Zusam-
menhang mit dem Kapitalmarktzugang wird 
die Möglichkeit weiterer Vereinfachungen ge-
prüft.

	● Stärkung des Finanzstandorts Deutschland 
durch verbesserte rechtliche Rahmenbedin-
gungen für die Gestaltung von Finanzinstru
menten und Transaktionen: Insbesondere 
sollen die Finanzierungsmöglichkeiten von 
Start-ups, Wachstumsunternehmen und KMU 
verbessert werden. Geprüft werden zudem die 
Erleichterung von Anlagen von institutionellen 
Investoren sowie bessere Rahmenbedingungen 
für moderne Transaktionsformen wie Special 
Purpose Acquisition Companies.

	● Digitalisierung des Kapitalmarkts, indem bei-
spielsweise die Möglichkeit von Aktien
emissionen mit elektronischen Wertpapieren 
geschaffen wird, potenziell mit der Block-
chain-Technologie oder vergleichbaren Tech-
nologien. Auch soll geprüft werden, wie eine 
verbesserte Übertragbarkeit von Kryptowerten 
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hergestellt werden kann. Bisher gibt es im 
deutschen Recht nur Regelungen für die Über-
tragung ausgewählter Kryptowerte.

	● Es soll verbesserte Möglichkeiten der Eigenkapi-
talgewinnung durch die Erleichterung von Kapi-
talerhöhungen und die Ermöglichung von Dual 
Class Shares (Mehrstimmrechtsaktien) geben.

	● Stärkung einer technisch zeitgemäßen Auf-
sicht: Digitalisierungshemmnisse sollten ab-
gebaut und die Rahmenbedingungen für eine 
englischsprachige Kommunikation mit der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht verbessert werden.

	● Stärkung der steuerlichen Attraktivität von Ak-
tien- und Vermögensanlagen durch die För-
derung von Aktiensparen mit einem Freibe-
trag für im Privatvermögen erzielte Gewinne 
aus der Veräußerung von Aktien und von Ak-
tienfondsanteilen: Der Freibetrag und Verbes-
serungen bei den Regelungen zur Verrechnung 
von Verlusten aus Aktiengeschäften sollen Im-
pulse für eine Aktienkultur in Deutschland 
setzen.

	● Bessere Regelungen sollen für die Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung und stärkere Teilhabe der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am 

Erfolg ihres Unternehmens durch günstigere 
steuerliche Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, wie etwa die Erhöhung des Freibe-
trags für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen von 
1.440 Euro auf 5.000 Euro, eine Ausweitung 
der Vorschriften zur aufgeschobenen Besteue-
rung der geldwerten Vorteile aus Vermögens-
beteiligungen von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern sowie eine Erhöhung der Ar-
beitnehmer-Sparzulage bei der Anlage vermö-
genswirksamer Leistungen in Vermögensbetei-
ligungen.

	● Förderung von Innovation und Investition 
durch die Fortführung des INVEST-Programms 
über das Jahr 2022 hinaus. Das INVEST bringt 
Start-ups und private Investoren zusammen, 
um mehr privates Wagniskapital zu mobili-
sieren und Start-ups die Finanzierung zu er-
leichtern.

Ausblick

Das Jahressteuergesetz  2022 soll noch in diesem 
Jahr in Kraft treten. Das Zukunftsfinanzierungsge-
setz soll in der ersten Hälfte der Legislaturperiode 
in Kraft treten. Die Anpassungen und Verbesserun-
gen werden Bürgerinnen und Bürgern sowie Un-
ternehmen schnell zugutekommen.

10



Vermögensaufbau und Zukunftsfinanzierung BMF-Monatsbericht 
August 2022

Sc
hl

ag
lic

ht

Im Interview:  
Parlamentarische Staatssekretärin Katja Hessel

Welche drei Maßnahmen sind 
aus Ihrer Sicht im Bereich 
der Steuerpolitik derzeit die 
wichtigsten – und warum?

Von unseren vielen wichtigen Themen liegen mir 
drei ganz besonders am Herzen. Erstens das Thema 
„Ausgleich der kalten Progression“, zweitens die 
Anpassung der derzeitigen Besteuerung von Ren-
ten und drittens die steuerlichen Aspekte des 
Zukunftsfinanzierungsgesetzes.

Erstens: Zum Ausgleich der kalten Progression hat 
das BMF einen fairen Vorschlag unterbreitet. Die 
Eckwerte des Einkommensteuertarifs sollen – wie 
seit vielen Jahren üblich – im Ausmaß der Inflati-
onsrate verschoben werden, sodass es nicht zu einer 

heimlichen Steuererhöhung kommt. Im Gegensatz 
zu den von seinen Vorgängern verantworteten Ge-
setzen beinhaltet der Vorschlag des Bundesfinanz-
ministers Christian Lindner keine Verschiebung 
des Tarifeckwertes der Reichensteuer, denn wir 
machen mit der zielgenauen Entlastung Ernst. Ent-
scheidend ist, dass die Entlastungen in der Mitte 
der Gesellschaft ankommen. Beim Ausgleich der 
kalten Progression handelt es sich nicht um Steu-
ersenkungen, sondern es gilt, eine Steuererhöhung 
zu vermeiden, die das Parlament nicht beschlossen 
hat. Die Bürgerinnen und Bürger haben einen An-
spruch darauf, dieses Geld zurückzuerhalten. Das 
ist ein Gebot der Fairness.

Zweitens: Unser unumstößlicher Kompass ist, dass 
eine „doppelte Besteuerung“ von Renten aus der Ba-
sisversorgung zu vermeiden ist. Bereits im Rahmen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Katja Hessel 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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des Koalitionsvertrags haben die Koalitionspart-
ner diesbezüglich zwei ganz konkrete Maßnahmen 
vereinbart – und dieses Wort gilt. Den ersten Mei-
lenstein wollen wir bereits mit dem Jahressteuerge-
setz 2022 umsetzen und den vollständigen Sonder-
ausgabenabzug für Altersvorsorgeaufwendungen 
auf das Jahr 2023 vorziehen. Das passiert zwei Jahre 
früher als ursprünglich vorgesehen. Wir tun dies 
ganz bewusst  – denn gerade in Zeiten hoher In-
flation sind Entlastungen besonders wichtig. Aber 
auf halbem Weg stehenzubleiben, ist nicht die Po-
litik des BMF. Deshalb werden wir an die nun vor-
geschlagene Maßnahme anknüpfen und ein weite-
res Gesetzgebungsvorhaben auf den Weg bringen, 
in dessen Rahmen der langsamere Anstieg des steu-
erpflichtigen Rentenanteils – wie im Koalitionsver-
trag vereinbart – umgesetzt werden wird.

Drittens: Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz 
stellen wir die Weichen für die Zukunft. Durch Di-
gitalisierung, Entbürokratisierung und Internati-
onalisierung wollen BMF und BMJ den deutschen 
Finanzmarkt und den Standort Deutschland at-
traktiver für nationale, aber auch für internationale 
Unternehmen und Investoren machen.

Aus steuerlicher Sicht machen wir damit vor al-
lem die Aktien- und Vermögensanlage attraktiver. 
Denn wir wollen, dass mehr Bürgerinnen und Bür-
ger in Aktien investieren, da die langfristige Akti-
enanlage den Vermögensaufbau stärkt und vor In-
flation schützt. Dies nützt auch den Unternehmen, 
denn sie können sich leichter Eigenkapital beschaf-
fen. Dies sorgt wiederum für höhere Investitionen 
und schafft Sicherheitspuffer für Krisenzeiten.

Darüber hinaus wollen wir die steuerliche Förde-
rung von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen aus-
bauen, damit die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer stärker am Erfolg ihres Unternehmens 
teilhaben, indem wir den steuerfreien Höchstbe-
trag anheben. Ich bin mir sicher, dass Unterneh-
men dadurch besser die gewünschten Fachkräfte 
gewinnen und an sich binden können. Außerdem 
wollen wir die Vorschriften zur nachgelagerten 
Besteuerung der geldwerten Vorteile aus Vermö-
gensbeteiligungen von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern ausweiten und damit insbesondere 
die Gewährung von Unternehmensanteilen als 
Vergütungsbestandteil für die Unternehmen und 
deren Beschäftigte attraktiver machen.

Schließlich werden wir die Arbeitnehmer-Sparzu-
lage bei der Anlage vermögenswirksamer Leistun-
gen in Vermögensbeteiligungen erhöhen und den 
Kreis der für diese Zulage Berechtigten erweitern. 
Wir schaffen damit für alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer attraktive Bedingungen für ei-
nen Vermögensaufbau. Dadurch werden auch Ar-
beitnehmergruppen erreicht, deren Arbeitgeber 
üblicherweise keine Mitarbeiterkapitalbeteiligun-
gen anbieten.

In der Steuerpolitik wird 
besonders intensiv über 
Verteilungs- und Gerechtig
keitsfragen diskutiert. In letzter 
Zeit werden etwa klassische 
steuerliche Abzugsbeträge wie 
die Entfernungspauschale oder 
der Kinderfreibetrag kritisiert, 
weil sie hohe Einkommen 
stärker entlasten als niedrige. 
Warum halten Sie dennoch 
daran fest?

Die Aussage, dass durch klassische steuerliche Ab-
zugsbeträge wie der Entfernungspauschale oder 
dem Kinderfreibetrag hohe Einkommen stärker 
entlastet werden als niedrige, bedarf meines Erach-
tens einer differenzierten Betrachtung. Zurückzu-
führen ist dieses Phänomen auf den progressiven 
Einkommensteuertarif. Bei isolierter Betrachtung 
werden zwar höhere Einkommen in absoluten Be-
trägen stärker entlastet  – aber nur, weil der pro-
gressive Tarif insgesamt für eine stärkere Belastung 
von höheren Einkommen sorgt.

Zudem ist der Kinderfreibetrag aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen geboten. Denn der 
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Im Interview: Parlamentarische Staatssekretärin Katja Hessel

Kinderfreibetrag spiegelt die vom Grundgesetz ga-
rantierte steuerliche Freistellung des Existenzmi-
nimums der Kinder wider. Der Bundesregierung 
ist es ein besonderes Anliegen, Familien zu stärken 
und zu entlasten. Denn Familien halten unsere Ge-
sellschaft zusammen. Eltern sind wegen des Unter-
halts, der Betreuung und der Erziehung ihrer Kin-
der nicht im gleichen Maße finanziell leistungsfähig 
wie kinderlose Menschen. Deshalb müssen Famili-
enleistungen bei der Bemessung der Einkommen-
steuer angemessen berücksichtigt werden.

Bei der Entfernungspauschale ist zu beachten, dass 
diese keine Kostenpauschale ist. Sie wird vielmehr 
den Steuerpflichtigen losgelöst von den tatsächlich 

entstehenden Fahrtkosten sowie unabhängig vom 
gewählten Transport- beziehungsweise Verkehrs-
mittel für die Wege zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte gewährt. Dadurch wird ein Anreiz 
gegeben, die kostengünstigste und gegebenenfalls 
auch umweltfreundlichere Alternative zu wählen, 
wie z. B. Bahn oder Fahrrad. Gerade in Zeiten stei-
gender Energiepreise sehe ich in der Entfernungs-
pauschale ein wichtiges Entlastungsinstrument. 
Hierbei darf nicht vergessen werden, dass über die 
Mobilitätsprämie auch Bürgerinnen und Bürger 
mit niedrigen Einkommen erreicht und entlastet 
werden. Statistiken zeigen, dass gerade die Pendle-
rinnen und Pendler mit den längsten Arbeitswegen 
häufig geringe Einkommen haben.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Katja Hessel 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Der Entwurf des Jahressteuer
gesetzes 2022 sieht die Auf
nahme einer Kontoverbindung 
in die Identifikations
nummern-Datenbank (IdNr-
Datenbank) vor. Dies eröffnet 
erstmals die Möglichkeit, 
diese Daten für eine einfache 
und schnelle Auszahlung von 
staatlichen Leistungen an die 
Bürgerinnen und Bürger zu 
nutzen. Komplizierte Antrags
verfahren wären – je nach 
Art der Leistungen – obsolet. 
Welche Leistungen sollen in 
Zukunft konkret darüber aus
gezahlt werden? Was erhoffen 
Sie sich von der Aufnahme der 
Kontoverbindung?

In der Vergangenheit haben sich z. B. bei der Aus-
zahlung von Corona-Hilfsleistungen Schwierig-
keiten bei der Umsetzung gezeigt. Diese Nothilfen 
sollten schnell und unkompliziert – aber auch be-
trugssicher  – ausgezahlt werden. Leider gab es in 
Deutschland keine zentral gespeicherten Konto-
daten. Dies hätte die Abwicklung und Auszahlung 
dieser Leistungen erheblich erleichtert.

Hier wollen wir ansetzen. In der IdNr-Daten-
bank sind alle in Deutschland gemeldeten Bür-
gerinnen und Bürger registriert. Dort sind insbe-
sondere Name, Anschrift und das Geburtsdatum 
zu einer Person gespeichert. Zusätzlich soll nun 
eine Kontoverbindung aufgenommen werden. 
Dadurch wird eine erste Voraussetzung geschaf-
fen, um in bestimmten Notfallsituationen öffent-
liche Hilfsleistungen schnell und unkompliziert 
an den Einzelnen auszahlen zu können. Kommt 
es für die Leistungsgewährung nur auf den Wohn-
sitz in Deutschland an, kann die Auszahlung damit 
schnell und einfach auch ohne ein gesondertes An-
tragsverfahren erfolgen.

Mit dem Jahressteuergesetz  2022 schaffen wir für 
die Aufnahme der IBAN die rechtlichen Grundla-
gen. Diese Daten könnten z.  B. auch für die Aus-
zahlung eines Klimagelds genutzt werden. Ins-
besondere hierüber wird zurzeit innerhalb der 
Bundesregierung intensiv diskutiert. Bisher schei-
terte die praktische Umsetzung eines Klimagelds 
auch an den fehlenden Daten. Dies ändern wir nun.

Das Jahressteuergesetz ist 
in der Regel sehr technisch. 
Beim Jahressteuergesetz 2022 
fällt auf, dass auch politische 
Vorhaben aus dem 
Koalitionsvertrag umgesetzt 
werden. Welche Maßnahmen 
sind Ihnen dabei besonders 
wichtig?

Es stimmt, dass mit dem Jahressteuergesetz in der 
Regel fachlich notwendige Änderungen, Anpassun-
gen an EU-Recht, Reaktionen auf Rechtsprechung 
und unvermeidlich entstandener technischer Re-
gelungsbedarf umgesetzt werden. Auch im Jahres-
steuergesetz  2022 greifen wir solche technischen 
Änderungen auf. Anders als üblich setzen wir die-
ses Jahr auch einzelne politische Maßnahmen aus 
dem Koalitionsvertrag um.

Herausstellen möchte ich zunächst eine Maß-
nahme, die ich oben bei den für mich aktuell wich-
tigsten Maßnahmen der Steuerpolitik bereits er-
wähnt habe: den vorgezogenen vollständigen 
Sonderausgabenabzug von Altersvorsorgeaufwen-
dungen. Was auf den ersten Blick technisch wir-
ken mag, wird für eine Vielzahl von Bürgerinnen 
und Bürgern steuermindernde Auswirkungen ha-
ben und auf diese Weise einen Beitrag zur Entlas-
tung leisten. So können Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung bereits ab dem Jahr 2023 voll-
ständig als Sonderausgaben berücksichtigt werden. 
Dafür nehmen wir auch hier viel Geld in die Hand: 
im Jahr 2023 rund 3,2 Mrd. Euro und im Jahr 2024 
noch einmal rund 1,8 Mrd. Euro.
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Von besonderer steuerpolitischer Bedeutung ist 
außerdem die im Koalitionsvertrag vereinbarte 
Anhebung des linearen Satzes für Aufwendungen 
für Abschreibungen (AfA) für die Abschreibung von 
Wohngebäuden von bisher 2 auf 3 Prozent. Damit 
verkürzt sich der Abschreibungszeitraum von bis-
her 50  Jahre auf 33,33  Jahre und entfernt sich da-
mit deutlich von der tatsächlichen Nutzungsdauer 
von Wohngebäuden. Die Anhebung des linearen 
AfA-Satzes soll für neue Wohngebäude gelten, die 
nach dem 31. Dezember 2023 fertiggestellt werden. 
Wir wollen damit einen steuerlichen Beitrag leis-
ten, um Investitionsanreize für eine klimagerechte 
Neubauoffensive zu setzen  – auch vor dem Hin-
tergrund des derzeitigen Mangels an bezahlbarem 
Wohnraum sowie der steigenden Mieten.

Der Sparer-Pauschbetrag wird zum ersten Mal seit 
14  Jahren angehoben. Mit der Erhöhung des Spa-
rer-Pauschbetrags auf 1.000  Euro für Alleinste-
hende beziehungsweise 2.000  Euro für zusam-
menveranlagte Ehegatten setzen wir eine weitere 
Maßnahme aus dem Koalitionsvertrag um. Dies 
stellt einen wichtigen Baustein zur Förderung der 
privaten Vermögensbildung dar. Denn für diejeni-
gen, die Geld ansparen oder in Aktien anlegen, soll 
sich Sparen wieder mehr lohnen. Das stärkt auch 
die private Altersvorsorge und ist gerade in Zeiten 
steigender Preise und hoher Inflation wichtig.

Das Jahressteuergesetz  2022 beinhaltet ebenfalls 
die Anhebung des sogenannten Ausbildungsfrei-
betrags für volljährige Kinder, die eine Berufs-
ausbildung durchlaufen und auswärts unterge-
bracht sind. Der Freibetrag steigt von 924 Euro auf 
1.200 Euro je Kalenderjahr an. Die Anhebung ist Be-
standteil des Koalitionsvertrags. Wir wollen mit der 
Umsetzung der Maßnahme ab dem Jahr 2023 zeit-
nah einen weiteren Beitrag zur steuerlichen Entlas-
tung von Familien leisten.

Laut den Eckpunkten für ein 
Zukunftsfinanzierungsgesetz 
will die Bundesregierung die 
Aktienkultur in Deutschland 
fördern. Gleichzeitig machen 
sich viele Menschen in 
Deutschland große Sorgen, 
wie sie die hohe Inflation 
weiter stemmen sollen. Ist 
der Aktienkauf in dieser 
Situation nicht zu riskant für 
Normalverdienende?

In der Frage stecken zwei Aspekte, die wir tren-
nen sollten. Angesichts der Inflation und insbe-
sondere aufgrund der extrem gestiegenen Energie-
preise müssen viele Bürgerinnen und Bürger jeden 
Euro zweimal umdrehen. Wer kein Geld mehr zu-
rücklegen kann, kauft natürlich auch keine Ak-
tien. Nichtsdestoweniger ist ein langfristiger Ver-
mögensaufbau auch in Zeiten hoher Inflation sehr 
wichtig, u. a., um einen im Alter gewünschten Le-
bensstandard zu realisieren. Eine risikobewusste 
und breit gestreute Aktienanlage kann dabei gerade 
für Normalverdienende eine wichtige Rolle spielen.

Eine andere Frage ist, wie wir unser Erspartes anle-
gen. Wir haben in Deutschland ja eine ausgeprägte 
Sparkultur, aber wir denken dabei häufig eher an 
das Sparschwein als an den Kapitalmarkt. Aktien 
sind für mich aber ein wichtiger Bestandteil bei der 
privaten Vermögensanlage, weil man damit in reale 
Werte investieren und unmittelbar am Erfolg eines 
Unternehmens teilhaben kann. Gerade das klassi-
sche Sparbuch hat in der Inflation einen entschei-
denden Nachteil: Wenn die Verzinsung des Spar-
buchs niedriger liegt als die Inflationsrate, bedeutet 
dies einen realen Vermögensverlust. Je höher die 
Inflationsrate, desto stärker sinkt dann die Kauf-
kraft des angelegten Betrags.
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Natürlich sollte man sein Geld nicht in Aktien nur 
eines einzelnen Unternehmens oder einiger weni-
ger Unternehmen anlegen, sondern Risiken durch 
eine Mischung von Aktien verschiedener Unter-
nehmen streuen und auch andere Vermögenswerte 
halten.

Zwar unterliegen Aktien in der kurzen Frist einem 
Kursrisiko. Die historische Entwicklung zeigt je-
doch, dass in einer langfristigen Betrachtung die 
Rendite von Aktien deutlich über denen vieler al-
ternativer Anlageformen liegt. Natürlich kann 
und will ich hier keine individuelle Anlageemp-
fehlung abgeben. Aktien sind, wie gesagt, immer 
auch mit Risiken verbunden. Aber gesamtgesell-
schaftlich betrachtet würde uns etwas mehr Mut 
zur Aktie guttun und letztlich auch unsere soziale 

Marktwirtschaft stärken. Denn gleichzeitig ist die 
Ausgabe von Aktien eine gute Möglichkeit für Un-
ternehmen, sich zu finanzieren, etwa, um Investi-
tionen zu tätigen. Es geht um mehr Investitionen 
in die klimafreundliche Transformation unserer 
Wirtschaft. Und es geht darum, die Bürgerinnen 
und Bürger am wirtschaftlichen Erfolg unserer Un-
ternehmen zu beteiligen – und zwar im Schnitt mit 
einer ordentlichen Rendite, mit der sich das Sparen, 
gerade mit Blick auf eine auskömmliche Altersvor-
sorge, weiter lohnt.

Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz wollen 
wir deshalb auch unsere Aktienkultur und damit 
die private Vermögensvorsorge in unserem Land 
stärken.
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Die Modernisierung der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht

	● Als Folge des Wirecard-Falls verabschiedete die Bundesregierung im Oktober 2020 einen Akti-
onsplan. Parallel wurden Maßnahmen für eine operative Modernisierung der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) vorbereitet und das Zielbild einer schlagkräftigen, diffe-
renzierten, datenorientierten und stringent geführten „Aufsicht mit Biss“ entwickelt.

	● Auf Grundlage dieses Zielbildes stellte das BMF im Februar 2021 einen Sieben-Punkte-Plan 
zur Reform der BaFin vor. In den folgenden zehn Monaten wurden in einem Projekt von rund 
100 Beschäftigten von BMF, BaFin sowie externen Beraterinnen und Beratern die Modernisie-
rung der BaFin in acht Teilprojekten vorangetrieben und eine umfassende Transformation der 
BaFin in die Wege geleitet.

	● Unter anderem wurden die Fokusaufsicht als differenziertes Aufsichtsformat eingeführt, ein 
neues IT-Tool für Aufsehende entwickelt, die Governance-Strukturen gestärkt, ein reformiertes 
Bilanzkontroll-Verfahren aufgesetzt, die digitalen Fähigkeiten der Belegschaft ausgeweitet, der 
Verbraucherschutz gestärkt, die Hinweisgeberstelle ausgebaut und ein grundlegender Kultur-
wandel angestoßen.

	● Seit Abschluss des Projekts im Dezember 2021 wird die Modernisierung in eigener Verantwor-
tung der BaFin weiter vorangetrieben. Entscheidend für den langfristigen Erfolg der Transfor-
mation ist die konsequente Fortführung der begonnenen Reformen. BaFin-Präsident Mark 
Branson hat die volle Rückendeckung des BMF für den weiteren Umbau der Finanzdienstleis-
tungsaufsicht.

	● Im Mai 2022 wurden neue „Grundsätze der Zusammenarbeit zwischen BMF und BaFin“ veröf-
fentlicht, die grundlegend sind für die Ausübung der Rechts- und Fachaufsicht des BMF.

Einleitung

Seit dem Jahr  2020 durchläuft die BaFin eine 
grundlegende Modernisierung. Als Reaktion auf 
die Bilanzmanipulationen und Insolvenz des 
Dax-Unternehmens Wirecard  AG verabschiedete 
die Bundesregierung im Oktober 2020 einen Akti-
onsplan zur Bekämpfung von Bilanzbetrug und zur 
Stärkung der Kontrolle über Kapital- und Finanz-
märkte. Teil des Plans war die Erkenntnis, dass eine 
Gesetzesreform allein nicht ausreichen würde, son-
dern die Reform auch die operative Leistungsfähig-
keit der Verwaltung in den Blick nehmen müsse. 

Neben einer umfangreichen legislativen Reform 
sah der Plan der Bundesregierung daher auch die 
Modernisierung von Strukturen, Prozessen, Kom-
petenzen und Personalausstattung der BaFin vor.

Vorgehen und Ziel der Reform 
der BaFin

Im Auftrag des BMF wurden mit Unterstützung 
externer Beraterinnen und Berater zunächst die 
Strukturen der BaFin evaluiert und zahlreiche Ge-
spräche mit Expertinnen und Experten aus der 
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Die Modernisierung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Verwaltung, der Wirtschaft und dem Dritten Sek-
tor (insbesondere Verbänden und Verbraucher-
schutzorganisationen) geführt. Zudem wurden 
internationale Benchmarks und Leistungsverglei-
che erstellt. Die gewonnenen Erkenntnisse wur-
den in einer Gap-Analyse mit dem Zielbild einer 
flexiblen und schlagkräftigen „BaFin mit Biss“ ab-
geglichen und Anfang Februar 2021 in einem Sie-
ben-Punkte-Plan des BMF1 zur Reform der BaFin 
vorgestellt. Die anschließende Umsetzung er-
folgte bis Ende  2021 in einem gemeinsamen Pro-
jekt von BaFin und BMF zur Modernisierung der 
BaFin (MoBaFin) mit Unterstützung durch externe 
Dienstleistende. Das MoBaFin-Projekt wurde mit 
rund 100  Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
acht Teilprojekten mit folgenden Zielen initiiert:

	● Ausdifferenzierung der Aufsichtsfunktion 
durch Schaffung einer Fokusaufsicht als ge-
schäftsbereichsübergreifende Einheit für die 
Aufsicht über komplexe Unternehmen sowie 

1  https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220811

einer forensischen Taskforce für Ad-hoc- und 
Sonderprüfungen

	● Aufbau einer Data-Intelligence-Funktion ein-
schließlich Schaffung eines Aufseher-Cockpits 
als Ausgangspunkt für eine stärker datengetrie-
bene Aufsicht

	● Neuausrichtung der Governance und Zielaus-
richtung der BaFin

	● Neuordnung der Bilanzkontrolle

	● Förderung des digitalen Know-hows in der 
Aufsichtsarbeit der Behörde

	● Stärkung des Anleger- und Verbraucher-
schutzes

	● Optimierung der Hinweisgeberstelle der BaFin 
und Stärkung des Austauschs mit Marktteil-
nehmenden durch eine Market Contact Group

	● Einleitung des erforderlichen Kulturwandels in 
der BaFin

© BaFin

Zielbild der Reform der BaFin in 2021

BA IVR P VA WA A

Ausdifferenzierte Aufsicht
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Schaffung einer ausdifferenzierten Aufsicht
(Fokusaufsicht, Taskforce)

Schaffung einer stärker datengetriebenen Aufsicht
(Data Intelligence Unit (DIU), Aufseher-Cockpit)

Adjustierung der BaFin-Governance
(schnelle und schlagkräftige Steuerung)

Neuordnung des Bilanzkontrollverfahrens
(Anlass- und Verdachtsprüfungen durch die BaFin)

Stärkung des digitalen Know-hows
(digitale Kompetenzen in der Aufsichtsarbeit)
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End-to-End Optimierung der Hinweisgeber-Nutzung
(u. a. Prozess, Monitoring, Organisation)
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BA = Bankenaufsicht 
IVR = Innere Verwaltung und Recht 

P = Präsident 
VA = Versicherungs- und 
Pensionsfondsaufsicht 

WA = Wertpapieraufsicht/ Asset-Management
A = Abwicklung und Geldwäscheprävention 

HGS = Hinweisgeberstelle 
VBS = Verbraucherschutz 
DPR = Deutsche Prüfstelle für 
Rechnungslegung

wieder Nadiia Timoshenko_ 20220810

Abbildung 1
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Das MoBaFin-Projekt und die weitere Transfor-
mation der BaFin nach Abschluss des Projekts ori-
entiert(e) sich dabei u.  a. an den vier folgenden 
Aspekten.

Stärkere Risikoorientierung und 
-differenzierung in der Aufsicht

Zur Stärkung der Risikoorientierung in der Aufsicht 
wurde eine sogenannte Fokusaufsicht eingeführt. 
Die Fokusaufsicht beaufsichtigt geschäftsbereichs-
übergreifend Unternehmen mit  – beispielsweise  – 
einem innovativen, schnell wachsenden und/oder 
besonders internationalen Geschäftsmodell. Die Fo-
kusaufsicht stellt eine Zwischenstufe zwischen der 
regulären Aufsicht und einer intensivierten Aufsicht 
für besonders gefährdete Unternehmen dar und er-
möglicht damit eine stärkere Differenzierung bei der 
Überprüfung aufsichtlich relevanter Sachverhalte.

Eine neu geschaffene Stabsstelle steuert und ko-
ordiniert die Aktivitäten der Fokusaufsicht und 
der ebenfalls neu etablierten forensischen Task-
force und berichtet regelmäßig an den Präsiden-
ten der BaFin. Die Stabsstelle ist zudem die zentrale 
Schnittstelle für den Austausch zwischen BaFin 
und BMF für alle von der Fokus- und Intensivauf-
sicht erfassten Aufsichtsobjekte.

Digitalisierung

Die Aufsicht der BaFin soll mithilfe moderner Tech-
nologien effizienter und stärker datengetrieben 
werden. Um dies zu befördern, wurde in der BaFin 
eine zentrale Analytics-Einheit aufgebaut, die Data 
Intelligence Unit (DIU). Die Einheit verfolgt das 
Ziel, Kompetenzen und Tools für die digitale Ana-
lyse von Daten und Informationen im Rahmen des 
Aufsichtshandelns bereitzustellen und weiterzu-
entwickeln. Sie ist das Bindeglied zwischen den Da-
tenexperten in den Geschäftsbereichen und der IT.

Die DIU entwickelt vor allem das sogenannte Auf-
seher-Cockpit. Hiermit erhalten die Aufseherinnen 

und Aufseher wesentliche, für die tägliche Arbeit 
notwendige Informationen auf einen Blick, au-
tomatisch vorausgewertet und mittelfristig un-
terstützt durch weitere IT-Anwendungen: Mittels 
Text-Crawling sollen z.  B. das Internet automati-
siert auf Hinweise unlauteren Verhaltens durch-
sucht sowie mittels Künstlicher Intelligenz große 
Datenmengen (Big Data) auf Auffälligkeiten ge-
prüft werden.

Zielorientierte Führung

Für eine zielorientierte Führung wurden in der 
BaFin Zuständigkeiten, Rollen und Verantwort-
lichkeiten klarer verteilt. Zunächst wurde die Lei-
tungsstruktur gestärkt: Der Präsident erhielt mehr 
Verantwortung für die Gesamtsteuerung. Klar de-
finierte Verantwortlichkeiten zwischen dem Präsi-
denten, dem Direktorium und den Exekutivdirek-
torinnen und -direktoren erlauben eine effizientere 
Entscheidungsfindung.

Im neu eingerichteten Geschäftsbereich Strate-
gie, Policy und Steuerung sind bereichsübergrei-
fende Steuerungs-, Kontroll- und Beratungsfunk-
tionen sowie Querschnittsthemen wie Innovation 
und nachhaltige Finanzen gebündelt und mitei-
nander verzahnt. Hierzu gehören auch die Stabs-
stellen für Transformationsmanagement und Ko-
ordination der Fokusaufsicht und Taskforce. Diese 
für die Weiterentwicklung der BaFin zentralen Be-
reiche werden aufgewertet und gestärkt. Über die 
Gesamtorganisation hinweg werden noch weitere 
Instrumente für eine effiziente Steuerung imple-
mentiert. So helfen etwa Zieldialoge zwischen BMF 
und BaFin-Präsident sowie innerhalb der Aufsicht, 
die BaFin systematisch, strategisch und effizient zu 
führen.

Die im Mai  2022 veröffentlichten neuen Grund-
sätze der Zusammenarbeit zwischen BMF und 
BaFin richten die Rechts- und Fachaufsicht des 
BMF gemäß § 2 Finanzdienstleistungsaufsichtsge-
setz zukunfts- und risikoorientiert aus.
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Kernelemente der neuen Grundsätze der Zusam-
menarbeit sind

	● Klarstellung der operativen Unabhängigkeit 
der BaFin für Einzelaufsichtsmaßnahmen,

	● Risikoorientierung der Rechts- und Fachauf-
sicht des BMF durch Fokussierung der Infor-
mationspflichten der BaFin auf risikobehaftete 
und weitere bedeutsame Fälle sowie

	● Verdeutlichung der gemeinsamen Ziele und 
Aufgaben von BMF und BaFin.

Proaktivität und Krisenfestigkeit

Krisenvorbeugung ist eine der originären Aufga-
ben der BaFin. Durch das Modernisierungsprojekt 
werden nun weitere Systeme aufgebaut, um den Fi-
nanzmarkt noch effektiver beaufsichtigen zu kön-
nen: Mit der neuen forensischen Taskforce-Einheit 
kann die BaFin z. B. bei beaufsichtigten Unterneh-
men im Bedarfsfall schnell vor Ort eingreifen und 
eigene Ad-hoc-Prüfungen vornehmen. Durch eine 
intensivere und – nach Integration der Deutschen 
Prüfstelle für Rechnungslegung in die BaFin – ein-
stufige Bilanzkontrolle werden die Abschlüsse der 
Emittenten proaktiv und gegebenenfalls auch 
vor Ort überprüft. Durch die Einführung von ver-
deckten Testkäufen („Mystery Shopping“) kann die 
BaFin mögliche Missstände im Verbraucher- und 
Anlegerschutz proaktiv und zielgerichtet untersu-
chen und verfolgen.

Kontakt in den Markt und zu 
Hinweisgebern

Um ergänzend einen engeren Kontakt in den Markt 
zu entwickeln, wurde im Modernisierungsprojekt 
eine neue Einheit, die Market Contact Group, ein-
gerichtet. Diese soll den Austausch mit den Markt-
teilnehmern pflegen, Marktinformationen sam-
meln und auswerten. Die Ergebnisse ihrer Arbeit 
werden in die Aufsichtsarbeit eingespeist, um neue 
Impulse zu setzen.

Darüber hinaus wurde die Hinweisgeberstelle op-
timiert und weiterentwickelt. Die Bereitschaft von 
Wissensträgern, sich an die BaFin zu wenden, wurde 
gestärkt. Die Ansprache (etwa im Internet) wurde ver-
bessert, es wird umfangreich über Verfahren sowie 
Rechte aufgeklärt und den Hinweisgebern werden 
persönliche Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner an die Seite gestellt. Ein neues Hinweisge-
bersystem sammelt, filtert und priorisiert die einge-
henden Hinweise, sorgt für eine schnelle Auswertung 
durch die einschlägigen Expertinnen und Experten 
und speist Erkenntnisse als Basis weiterer Aufsichts-
handlungen in die Organisation ein.

Ausblick zur Weiterführung 
der Modernisierung

Die Modernisierung der BaFin wird auch nach dem 
offiziellen Ende des Modernisierungsprojekts im 
Dezember  2021 fortgeführt. Die Mittelfrist- und 
Jahresziele sowie die Modernisierungsagenda füh-
ren zu einer stetigen Transformation der BaFin.

Mit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten Mark 
Branson im August 2021, der Übernahme der Lei-
tung des Geschäftsbereichs Wertpapieraufsicht 
durch Exekutivdirektor Dr.  Thorsten Pötzsch im 
September  2021 und des Geschäftsbereichs Ab-
wicklung und Geldwäscheprävention durch die 
neue Exekutivdirektorin Birgit Rodolphe im No-
vember  2021 sowie dem bevorstehenden Amts-
antritt des neuen Exekutivdirektors Rupert Schä-
fer für den Geschäftsbereich Strategie, Policy und 
Steuerung im November  2022 erfolgte auch ein 
personeller Neuanfang an der Spitze der BaFin.

Präsident Mark Branson treibt die Modernisierung 
der BaFin in eigener Verantwortung weiter voran 
und wird hierbei vom BMF unterstützt. Denn die 
Modernisierung ist ein längerfristiger Prozess, was 
auch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung 
seinen Niederschlag gefunden hat („Wir wollen die 
Reform der deutschen Finanzaufsicht BaFin fort-
setzen.“). Die angestoßenen Veränderungen müs-
sen weitergeführt, vertieft beziehungsweise in Re-
gelprozesse überführt werden.
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Wesentlich zum Erfolg des Projekts, für das BMF 
und BaFin im Jahr  2021 den ersten Preis in der 
Kategorie „agile Transformation“ des E-Govern-
ment-Wettbewerbs erhielten, haben drei Faktoren 
beigetragen:

1.	 Aktive Projektsteuerung 
Ein professionelles Projektmanagement mit relativ 
großen Freiheitsgraden für die Teilprojekte hatte 
einen großen Anteil am Projekterfolg.

2.	 Aktive Kommunikation 
Hervorzuheben ist die Bedeutung der konti-
nuierlichen Kommunikation als Eckpfeiler der 

Transformation – insbesondere der dialogbasier-
ten Formate für die am Projekt beteiligten Be-
schäftigten der BaFin.

3.	 Dauerhafte Transformationseinheit 
Um den erfolgreichen Fortgang der Modernisie-
rung sicherzustellen, hat die BaFin eine Stabsstelle 
zur (weiteren) Transformation eingerichtet, die an 
die Stelle des Projekts getreten ist.

Viele der im Projekt und im Nachgang angewand-
ten Konzepte und Maßnahmen können als Beispiel 
für eine nachhaltige Verwaltungsreform anderer 
Organisationen und Behörden dienen.
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Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds

	● Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) war Teil des Schutzschilds der Bundesregierung 
gegen die wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-Pandemie. Er wurde im März 2020 errichtet 
und ist zum 30. Juni 2022 ausgelaufen.

	● Durch zielgerichtete Stabilisierungsmaßnahmen hat der WSF einen wichtigen Beitrag geleistet, 
um die negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die deutsche 
Wirtschaft abzufedern.

	● Der WSF hat 33 Maßnahmen zugunsten von 25 Unternehmen verschiedener Branchen mit 
einem Gesamtvolumen von rund 9,6 Mrd. Euro gewährt. Zu den unterstützten Unternehmen 
gehören große Unternehmen wie die Deutsche Lufthansa AG oder die TUI AG. Aber auch Mittel-
ständlern und Start-ups hat der WSF durch die Krise geholfen.

	● Der WSF gewährte Hilfen mit klaren Bedingungen: keine Boni, keine Dividenden, Vergütungs-
beschränkungen und Steuertransparenz. Alle unterstützten Unternehmen müssen die erhalte-
nen Hilfen zuzüglich Zinsen zurückzahlen.

	● Mit dem Ende der Bewilligungsmöglichkeit lautet das klare Fazit nach knapp zweieinhalb Jah-
ren: Der WSF hat sich bewährt.

Einleitung

Der WSF war ein wichtiger Teil des Schutzschilds 
der Bundesregierung gegen die wirtschaftli-
chen Folgen der Coronavirus-Pandemie. Der WSF 
wurde unmittelbar nach Ausbruch der Pandemie 
am 28. März 2020 als Sondervermögen mit eigener 
Kreditermächtigung errichtet und am 8.  Juli  2020 
von der Europäischen Kommission genehmigt. 
Ursprünglich hatte der Fonds ein Volumen von 
600 Mrd. Euro. Die Bundesregierung gab damit ein 
klares Signal an die deutsche Wirtschaft: „Wir las-
sen euch in der Krise nicht allein“.

Der WSF richtete sich an Unternehmen der Re-
alwirtschaft, deren Bestandsgefährdung erheb-
liche Auswirkungen auf die Wirtschaft, techno-
logische Souveränität, Versorgungssicherheit, 
kritische Infrastrukturen oder den Arbeitsmarkt 
gehabt hätte. Er half bei der Überwindung von 

Liquiditätsengpässen und schaffte branchenüber-
greifend Rahmenbedingungen zur Stärkung der 
Kapitalbasis dieser Unternehmen.

Der WSF war zunächst bis zum 31. Dezember 2021 
befristet. Aufgrund der Entwicklung der Pandemie 
wurde das Hilfsprogramm bis zum 30. Juni 2022 ver-
längert. Dies erfolgte im Einklang mit der Verlänge-
rung des beihilferechtlichen Rahmens der Europä
ischen Kommission, auf dessen Grundlage der WSF 
von der Europäischen Kommission genehmigt wor-
den war. Im Zuge der Verlängerung des WSF wurde 
eine Antragsfrist bis zum 30. April 2022 eingeführt 
und das Volumen des Fonds auf 250 Mrd. Euro redu-
ziert (Garantierahmen von 100 Mrd. Euro sowie Kre-
ditermächtigung für Inanspruchnahmen aus Garan-
tien und Rekapitalisierungen von 50 Mrd. Euro und 
zur Refinanzierung der KfW-Sonderprogramme 
von 100 Mrd. Euro).
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Insgesamt hat der WSF 33 Stabilisierungsmaßnah-
men zugunsten von 25  Unternehmen mit einem 
Gesamtvolumen von rund 9,6 Mrd. Euro beschlos-
sen und mit den Unternehmen vertraglich verein-
bart. Unternehmen verschiedener Branchen und 
Größen profitierten vom Hilfsinstrument. Zu den 
stabilisierten Unternehmen gehören große Unter-
nehmen wie die Deutsche Lufthansa  AG oder die 
TUI AG; aber auch 17 mittelständische Unterneh-
men, darunter zwei Start-ups.

Der Erfolg des WSF war nur durch das effektive Zu-
sammenwirken der handelnden Akteure möglich. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) war Ansprechpartner für die Un-
ternehmen und zuständig für die Prüfung der An-
träge; dabei wurde es von PricewaterhouseCoopers 
als Mandatar des Bundes unterstützt. Die Entschei-
dung über Stabilisierungsmaßnahmen des WSF 
trafen – abhängig von Art und Umfang der bean-
tragten Maßnahme  – das BMF im Einvernehmen 
mit dem BMWK oder der interministerielle Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss. Die vertrag-
liche Umsetzung der Maßnahmen oblag der Bun-
desrepublik Deutschland  – Finanzagentur  GmbH, 
zu deren Aufgaben u. a. auch das laufende Monito-
ring der Stabilisierungsmaßnahmen gehört.

Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss

Gemäß Stabilisierungsfondsgesetz entschei-
det ein interministerieller Ausschuss (Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss) 
einvernehmlich, soweit es sich um Grund-
satzfragen, Angelegenheiten von besonderer 
Bedeutung sowie um Entscheidungen über 
wesentliche Maßnahmen handelt. Der Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss ist be-
setzt mit je einem Vertreter oder einer Ver-
treterin des Bundeskanzleramts, des BMF, 
des BMWK, des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales, des Bundesministeriums 
der Justiz und des Bundesministeriums für 
Digitales und Verkehr.

Passgenaue Maßnahmen

Der WSF hielt ein breites Instrumentarium ver-
schiedener Stabilisierungsmaßnahmen vor, um 
Unternehmen passgenau zu unterstützen. Dazu ge-
hörten Garantien auf Kredite und Anleihen sowie 
Rekapitalisierungsinstrumente wie Nachrangdar-
lehen, Wandel- und Optionsanleihen, stille Beteili-
gungen mit und ohne Wandlung sowie (Vorzugs-) 
Aktien.

Durch die Variabilität der Instrumente konnte 
die Unterstützung in jedem Einzelfall individu-
ell strukturiert werden. Im Rahmen der Antrags
prüfung wurde der konkrete Finanzierungsbedarf 
des Unternehmens sorgfältig analysiert und eine 
passgenaue Lösung erarbeitet.

Bei der umfangreichsten WSF-Stabilisierungsmaß-
nahme zugunsten der Deutschen Lufthansa  AG 
beispielsweise wurden verschiedene Instrumente 
kumuliert. Neben zwei stillen Einlagen erwarb der 
WSF auch ein Aktienpaket für 306 Mio. Euro und 
stattete das größte deutsche Luftfahrtunterneh-
men auf diesem Wege mit genügend Kapital aus, 
um den coronabedingten Einbruch in der Luft-
fahrtbranche zu überstehen. Heute ist das Unter-
nehmen erfolgreich stabilisiert und hat die stillen 
Einlagen bereits vollständig zurückgezahlt. Die Ak-
tienbeteiligung wird der WSF bis Herbst 2023 voll-
ständig veräußern.

Garantien hat der WSF nicht gewährt.
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Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds

Hilfen mit klaren Bedingungen

Der WSF richtete sich branchenübergreifend an 
Unternehmen der Realwirtschaft. Grundsätzlich 
waren Unternehmen antragsberechtigt, die in den 
vergangenen beiden bilanziell abgeschlossenen 
Geschäftsjahren mindestens zwei der drei folgen-
den Kriterien erfüllt hatten:

	● eine Bilanzsumme von mehr als 43 Mio. Euro,

	● mehr als 50 Mio. Euro Umsatzerlöse,

	● mehr als 249 Arbeitnehmer im Jahresdurch-
schnitt.

Aber auch wenn diese Größenkriterien nicht erfüllt 
waren, kamen in besonderen Einzelfällen zweck
entsprechende Leistungen aus dem WSF in Be-
tracht. Dies galt beispielsweise für Start-ups, die seit 
dem 1. Januar 2017 in mindestens einer abgeschlos-
senen Finanzierungsrunde von privaten Kapitalge-
bern mit einem Unternehmenswert von mindes-
tens 50  Mio.  Euro einschließlich des durch diese 
Runde eingeworbenen Kapitals bewertet wurden.

Alle stabilisierten Unternehmen haben sich ver-
pflichtet, die bestehenden strengen Vorgaben des 
WSF einzuhalten. Denn eines war den Entschei-
dungsträgern auf Seiten des Bundes von Beginn an 
klar: Die Stabilisierung muss im Interesse der Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler sorgfältig abgewo-
gen werden und die Hilfen müssen zielgerichtet 
und effektiv ausgestaltet sein.

Die rechtlichen Vorgaben und deren praktische 
Umsetzung trugen diesem Ansatz Rechnung. 
WSF-Hilfen kamen von vornherein nur dann in Be-
tracht, wenn dem Unternehmen keine anderweiti-
gen Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung 
standen oder diese nicht ausreichten, um den Fort-
bestand des Unternehmens zu sichern. In der Praxis 
wurde die Gewährung von WSF-Mitteln grundsätz-
lich an die Zusage von Beiträgen der Gesellschaf-
ter und ein Entgegenkommen etwaiger vorhande-
ner Gläubiger geknüpft, wie beispielsweise an eine 

Verlängerung von Tilgungszeiträumen bestehen-
der privater Bankkredite.

Die WSF-Stabilisierungsmaßnahmen sind tem-
porär angelegt; die Unternehmen müssen die ge-
währten Mittel vollständig zuzüglich angemessener 
Zinsen zurückzahlen. So sollen Rekapitalisierun-
gen gemäß den Vorgaben der EU-Kommission und 
der WSF-Durchführungsverordnung grundsätzlich 
innerhalb von sechs Jahren, spätestens aber nach 
zehn Jahren beendet werden. Strenge Auflagen und 
Bedingungen stellen sicher, dass die Hilfe dort an-
kommt, wo sie gebraucht wird. Zudem gelten Ver-
gütungsbeschränkungen für Organmitglieder, das 
Verbot der Zahlung von Bonifikationen oder sons-
tiger variabler Vergütungsbestandteile; die Aus-
zahlung von Dividenden ist für die Dauer der In-
anspruchnahme der Staatshilfe grundsätzlich 
untersagt. Auch der Aspekt der Steuergerechtig-
keit spielt bei den Hilfsmaßnahmen des WSF eine 
wichtige Rolle, denn die Bekämpfung von Steuer-
umgehung und Steuerflucht hat für die Bundesre-
gierung hohe Priorität. Dementsprechend unterlie-
gen die stabilisierten Unternehmen einer Vielzahl 
von Berichts- und Transparenzpflichten und durch 
zielgerichtete Auflagen und Bedingungen wird der 
Abfluss von Hilfsgeldern in sogenannte Steueroa-
sen verhindert.

Trotz dieser umfangreichen und strengen Vor-
gaben haben die Unternehmen genügend Spiel-
raum, durch notwendige Maßnahmen und un-
ternehmerische Entscheidungen den Weg aus der 
Krise zu gehen. Der WSF leistet hierbei Hilfe, aber 
greift nicht in unternehmensstrategische Entschei-
dungsabläufe ein. Die operative Geschäftsführung 
obliegt weiterhin dem Unternehmen.

Transparenz und umfassende 
parlamentarische Kontrolle

Die für alle unvorhersehbare Coronavirus-Pan-
demie hat schnelles und zielgerichtetes staatli-
ches Handeln erfordert. Der WSF wurde dement-
sprechend in kürzester Zeit schon Ende März 2020 
durch den Gesetzgeber errichtet. Der WSF ist 
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ein sogenanntes Sondervermögen im Sinne von 
Art. 110 Abs. 1 Grundgesetz und verfügt über eine 
eigene überjährige Kreditermächtigung.

Der WSF war mit seinem Volumen von 
600  Mrd.  Euro das größte Instrument des Coro-
na-Hilfspakets für Unternehmen der Bundesregie-
rung und stand von Beginn an im besonderen öf-
fentlichen Interesse. Nach Abschluss der Verträge 
wurde die jeweilige Maßnahme von der Bundes-
republik Deutschland  – Finanzagentur  GmbH auf 
ihrer Website veröffentlicht. Alle Stabilisierungs-
maßnahmen sind hier unter https://www.deut-
sche-finanzagentur.de/de/wirtschafts-stabilisie-
rung/ einsehbar.

Die parlamentarische Kontrolle für das Sonderver-
mögen WSF obliegt dem Bundesfinanzierungsgre-
mium. Das BMF unterrichtet das Gremium fortlau-
fend über alle Fragen des WSF.

Der Deutsche Bundestag hat dem Bundesfi-
nanzierungsgremium 
die parlamentarische Kontrollaufgabe nach 
§ 10a i. V. m. § 25 Abs. 5 Stabilisierungs-
fondsgesetz für das Sondervermögen „Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds“ übertragen. 
Das Gremium setzt sich zusammen aus vom 
Plenum gewählten Mitgliedern des Haus-
haltsausschusses und tagt geheim.

Zwischenfazit und Ausblick

Der WSF hat seinen gesetzlichen Auftrag der Sta-
bilisierung von Unternehmen in der Coronavi-
rus-Pandemie seit März 2020 wahrgenommen und 
eine Vielzahl von Stabilisierungsmaßnahmen ge-
währt. Auch wenn seit dem 30. Juni 2022 keine wei-
teren Maßnahmen mehr gewährt werden dürfen, 
ist die Arbeit des WSF noch nicht beendet. Denn 
der überwiegende Teil der Stabilisierungsmaßnah-
men ist noch nicht abgeschlossen.

Als Zwischenfazit zeigt sich aber schon heute: In 
der herausfordernden Situation einer globalen 
Pandemie hat der WSF sich bewährt. So sind bereits 
Hilfen zurückgezahlt, wie beispielsweise die stillen 
Einlagen der Deutschen Lufthansa  AG. Auch der 
Blick auf die wirtschaftliche Gesamtentwicklung 
sowie erste Einschätzungen zu pandemiebedingten 
Insolvenzen zeigen, dass der WSF dazu beigetra-
gen hat, die deutsche Wirtschaft in der Pandemie 
zu stärken und bei der Überwindung der corona
bedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu 
helfen. So hat nicht zuletzt allein die Existenz des 
WSF als „letzter Rettungsanker“ vielen Unterneh-
men die Verhandlungen über private Anschlussfi-
nanzierungen erleichtert; damit hat der WSF auch 
deutlich über die 25 Unternehmen hinaus gewirkt, 
die durch den WSF stabilisiert wurden.

In den kommenden Jahren wird die Beendigung 
der laufenden Stabilisierungen inklusive der einge-
gangenen (stillen) Beteiligungen im Fokus stehen. 
Darüber hinaus verfolgt – im Auftrag und unter der 
Aufsicht des BMF  – die Bundesrepublik Deutsch-
land  – Finanzagentur  GmbH die Einhaltung der 
bestehenden Vertragspflichten durch die Unter-
nehmen, um den erfolgreichen Abschluss der Maß-
nahmen sicherzustellen.
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Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats 
beim BMF zur OECD-Reform der Besteuerung 
multinationaler Unternehmen

	● Der Beirat analysiert die zu erwartenden ökonomischen und fiskalischen Auswirkungen der 
OECD-Reform und diskutiert offene Fragen zur Umsetzung der internationalen Einigung.

	● Gutachten und Stellungnahmen des unabhängigen Wissenschaftlichen Beirats beim BMF sind 
als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendigerweise die Mei-
nung des BMF wieder.

	● Im folgenden Artikel wird die Kurzfassung einer Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium der Finanzen wiedergegeben. Die vollständige Fassung wurde auf der 
Website des BMF veröffentlicht.1

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220831

Einleitung

Im Rahmen des OECD-/G20-Projekts zur Bekämp-
fung der internationalen Steuervermeidung (Base 
Erosion and Profit Shifting, BEPS) haben die teil-
nehmenden Staaten vereinbart, die Regeln der 
Besteuerung multinationaler Unternehmen zu 
reformieren.

Die Reform besteht aus zwei Elementen. Das erste 
Element (Säule  1) sieht vor, dass Unternehmens-
gewinne künftig anteilig in den Ländern versteu-
ert werden, in denen Unternehmen ihre Produkte 
und Dienstleistungen absetzen, also in den Markt-
ländern. Nach den geltenden Regeln zahlen Unter-
nehmen dort Gewinnsteuern, wo sie ihren Sitz ha-
ben oder wo sie produzieren und neue Produkte 
und Dienstleistungen entwickeln. Den Marktlän-
dern fällt bislang die Umsatzsteuer zu; künftig soll 
es bei sehr großen Unternehmen auch eine Beteili-
gung an Gewinnsteuern geben. Das zweite Element 
(Säule  2) sieht die Einführung einer weltweiten 
Mindestgewinnbesteuerung in Höhe von 15  Pro-
zent vor.

Hierzu hat das Inclusive Framework on BEPS am 
20.  Dezember  2021 eine Modellgesetzgebung vor-
gelegt, zu deren Umsetzung auf EU-Ebene die Eu-
ropäische Kommission am 22.  Dezember  2021 ei-
nen Richtlinienvorschlag unterbreitet hat.2

Von den beteiligten Regierungen wurde diese Ver-
einbarung vielfach als Durchbruch im Kampf gegen 
Steuervermeidung und schädlichen Steuerwettbe-
werb bewertet. Es besteht kein Zweifel daran, dass 
eine Zustimmung von über 140  Staaten zu Eck-
punkten einer Reform der internationalen Besteu-
erung einen historischen Schritt in der Entwick-
lung des internationalen Steuersystems darstellt. 
Dennoch wirft das Projekt eine Reihe von Proble-
men auf und verschiedene Fragen zur Umsetzung 
sind offen. Die Stellungnahme des Wissenschaft-
lichen Beirats beim BMF analysiert die ökonomi-
schen und fiskalischen Auswirkungen der Verein-
barungen und benennt einige offene Fragen der 
Umsetzung.

2  Vergleiche Europäische Kommission (2021). Für 
Literaturhinweise in diesem Beitrag siehe das Literatur
verzeichnis im Gutachten (siehe Fußnote 1).
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Grundzüge der vereinbarten 
Neuregelungen und Ziele der 
Initiative

In der öffentlichen Debatte über die Reform steht 
die Mindestbesteuerung der Gewinne internati-
onaler Konzerne in Höhe von 15 Prozent im Vor-
dergrund, also Säule 2. Säule 1 bringt ebenfalls eine 
wichtige Veränderung: Sie schafft erstmals ein Ge-
winnbesteuerungsrecht für die Länder, in denen 
Unternehmen ihre Produkte und Dienstleistungen 
absetzen.

Säule 1: Verlagerung von 
Besteuerungsrechten in 
Marktländer

Die Verlagerung von Besteuerungsrechten in 
Marktländer soll wie folgt funktionieren: Zu-
nächst wird Säule 1 nur für sehr große multinatio-
nale Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 
20 Mrd. Euro gelten.3 Unternehmen des Finanzsek-
tors und der Rohstoffförderung sind ausgenom-
men. Es sollen ferner nur Gewinne betroffen sein, 
die 10  Prozent des Umsatzes überschreiten (Resi-
dualgewinn). Von diesen Gewinnen sollen 25 Pro-
zent den Marktländern zur Besteuerung zugewie-
sen werden (Betrag A). Diese Regeln sollen in einem 
bindenden, multilateralen Steuervertrag vereinbart 
werden.

Nach Berechnungen unter Verwendung von OR-
BIS-Daten (Fuest et al.  2021a) wären weltweit nur 
88  Unternehmen unter den für Säule  1 vorgese-
henen Regelungen steuerpflichtig; die Summe 
der Residualgewinne dieser Unternehmen be-
trägt 328  Mrd.  Euro. Unter den weltweit betroffe-
nen Unternehmen haben sieben Unternehmen 
ihren Hauptsitz in Deutschland, die Residualge-
winne dieser Unternehmen betragen insgesamt 
4,3 Mrd. Euro.

3  Für die Zukunft wird abhängig von den Erfahrungen mit dieser 
Regelung eine Senkung dieser Schwelle auf 10 Mrd. Euro in 
Aussicht gestellt.

Säule 2: Mindestbesteuerung

Die Mindestbesteuerung soll durch eine Kombi-
nation aus Sitz- und Quellenstaat-Mindeststeuern 
umgesetzt werden, die sich aus folgenden Elemen-
ten zusammensetzt:

Im Sitzstaat:

1.	 Income Inclusion Rule (Zusätzliche Besteue-
rung hinzugerechneter, niedrig besteuerter Ge-
winne von Tochtergesellschaften)

2.	 Switch-Over Rule (Wechsel von Freistellungs- 
zu Anrechnungsmethode in Bezug auf Betriebs-
stättengewinne)

Im Quellenstaat:

3.	 Undertaxed Payments Rule (Besteuerung ab-
zugsfähiger konzerninterner Zahlungen an niedrig 
besteuerte Konzerngesellschaften)

4.	 „Subject to Tax“-Klauseln (Versagung von 
DBA-Quellensteuerverzichten beziehungsweise 
Einführung konditionierter Quellensteuern)

Die Mindestbesteuerung soll neben schon beste-
hende Regeln treten, die sich gegen eine als miss-
bräuchlich niedrig eingestufte Besteuerung von 
Gewinnen richten. Zu diesen Regeln gehören bei-
spielsweise Abzugsverbote für bestimmte Zinsen 
und Lizenzgebühren sowie die Hinzurechnungsbe-
steuerung nach dem Außensteuergesetz.

Ziele der Reform

Nach dem Wortlaut der Vereinbarungen über diese 
Reform vom 8.  Oktober  2021 (OECD  2021a) wird 
das Ziel verfolgt, die steuerlichen Herausforde-
rungen zu bewältigen, die sich durch die Digita-
lisierung der Wirtschaft ergeben („two-pillar so-
lution to address the tax challenges arising from 
the digitalisation of the economy“). Zu diesen He-
rausforderungen gehört die internationale Steuer-
vermeidung, die durch die wachsende Bedeutung 
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hochmobiler immaterieller Aktiva erleichtert wird. 
Das OECD-Reformvorhaben geht jedoch über spe-
zifische steuerliche Aspekte der Digitalisierung hi-
naus. Es richtet sich generell gegen Steuervermei-
dung durch große multinationale Unternehmen. 
Außerdem soll der internationale Trend zu immer 
niedrigeren Steuersätzen auf Unternehmensge-
winne, der häufig als unerwünschtes „Race to the 
Bottom“ kritisiert wird, aufgehalten werden. Dar-
über hinaus soll verhindert werden, dass Handels-
konflikte zwischen Staaten entstehen, weil Länder 
zunehmend unilateral steuerpolitische Maßnah-
men ergreifen, um ihre Steuereinnahmen zu stei-
gern. Ein aktuelles Beispiel ist die Einführung von 
Digitalsteuern (Digital Services Taxes) in einigen 
Ländern.

Die einheitliche steuerliche 
Bemessungsgrundlage

Die OECD-Reform erfordert die Einigung auf eine 
einheitliche Definition des Gewinns und der für 
die Bestimmung der effektiven Steuerlast zu be-
rücksichtigenden Gewinnsteuern. Die beteiligten 
Staaten verfolgen die Strategie, eine gemeinsame 
Bemessungsgrundlage zu definieren, die von den 
internationalen handelsrechtlichen Vorschriften 
der Rechnungslegung (International Financial Re-
porting Standards, IFRS) ausgeht und um verein-
barte Anpassungen ergänzt werden soll.

Zu beachten ist, dass die gemeinsame Bemessungs-
grundlage nicht für die gesamte Unternehmensbe-
steuerung gelten soll, sondern nur für die Berech-
nung von Betrag  A (Säule  1), für die Berechnung 
der effektiven Steuerbelastung an ausländischen 
Standorten (Säule 2) sowie für die Bemessung der 
zusätzlich zu entrichtenden Steuer („Top-up Tax“).

Es geht also nicht um eine vereinheitlichte Be-
messungsgrundlage für das gesamte Steuersystem 
oder für die jeweiligen nationalen Gewinnsteu-
ern. Daher dürfte eine Einigung leichter fallen als 
bei einer umfassenden Vereinheitlichung. Hinzu 
kommt, dass es den unterzeichnenden Ländern 
freisteht, die Regeln der Mindestbesteuerung selbst 

anzuwenden oder nicht.4 Sie verpflichten sich aber, 
wenn sie das tun, dazu, sich an die vereinbarte Aus-
gestaltung zu halten. Wenn sie die Regeln selbst 
nicht umsetzen, sollen sie zumindest deren An-
wendung durch andere Länder akzeptieren.5

Für die EU-Mitgliedstaaten wäre die Umsetzung 
verpflichtend, sofern die Richtlinie zur Umsetzung 
von Säule 2 (COM (2021) 823) verabschiedet wird.

Auswirkungen auf das 
Steueraufkommen und die 
steuerliche Belastung der 
betroffenen Unternehmen

Die Vereinbarungen zur Säule  1 haben begrenzte 
Auswirkungen auf das Steueraufkommen, weil da-
von nur wenige Unternehmen betroffen sind. Die 
Auswirkungen der Mindestbesteuerung (Säule  2) 
sind bedeutender, weil deutlich mehr Unterneh-
men erfasst werden. Die Effekte hängen von ver-
schiedenen Faktoren ab. Dazu gehören die beste-
hende Verteilung der Gewinne multinationaler 
Unternehmen sowie deren aktuelle Besteuerung, 
Verhaltensänderungen seitens der Unternehmen 
in Reaktion auf die Mindestbesteuerung sowie Än-
derungen der nationalen Steuerpolitiken in den 
betroffenen Ländern.

Fiskalische Wirkungen 
der Mindeststeuer ohne 
Verhaltensänderungen

Schätzungen der OECD (2020, S. 88) beziffern den 
weltweiten Steueraufkommenszuwachs pro Jahr 
ohne US-Unternehmen mit 40-48  Mrd.  US-Dol-
lar. Spätere Schätzungen der OECD sprechen unter 

4  Für die EU-Mitgliedstaaten wäre die Umsetzung verpflichtend, 
wenn der vorliegende Entwurf für eine EU-Richtlinie zur 
Umsetzung von Säule 2 (COM (2021) 823) angenommen wird.

5  OECD (2021a), S. 3.
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Einschluss der USA von weltweiten Mehreinnah-
men in Höhe von 150 Mrd. US-Dollar (OECD 2021b, 
S. 5).

Andere Studien wurden vom EU Tax Observatory 
(Baraké et al. 2021a, b) vorgelegt. In Berechnungen 
auf der Basis von Daten des Jahres  2017 ergeben 
sich für Deutschland jährliche Steuermehreinnah-
men von 13,1 Mrd. Euro, für die Europäische Union 
(EU) insgesamt 83,3 Mrd. Euro (Baraké et al. 2021b).6

Diese Zahlen gelten für den Fall ohne die mittler-
weile beschlossenen Carve-Outs, also Abzugsbe-
trägen für realwirtschaftliche Aktivitäten. Baraké 
et al. (2021b) schätzen, dass ein Carve-Out in Höhe 
von 5 Prozent den Steueraufkommenszuwachs er-
heblich reduzieren würde, auf 9,9  Mrd.  Euro für 
Deutschland und 71,5 Mrd. Euro für die EU.

Zu noch niedrigeren Steuermehreinnahmen für 
Deutschland kommt eine aktuelle, noch unveröf-
fentlichte Studie des ifo Instituts, die sich auf Coun-
try-by-Country-Reporting-Mikrodaten stützt. In 
der Presse wurde im Oktober  2021 berichtet, dass 
Deutschland nach dieser Studie Mehreinnahmen 
in Höhe von rund 5 Mrd. Euro erwarten kann.7

Berücksichtigung von 
Verhaltensanpassungen für 
Schätzungen der fiskalischen 
Effekte

Das zu erwartende zusätzliche Steueraufkom-
men verändert sich, wenn Verhaltensänderun-
gen berücksichtigt werden. Dabei geht es erstens 
um Verhaltensänderungen bei Unternehmen: Sin-
kende Steuersatzdifferenzen könnten Steuerver-
meidung durch internationale Gewinnverlagerung 

6  In Schätzungen, die auf Daten des Jahres 2016 beruhen, 
ergeben sich erheblich niedrigere Steuermehreinnahmen: ohne 
Carve-Outs für Deutschland lediglich 5,4 Mrd. Euro, für die EU 
49,8 Mrd. Euro. In Baraké et al. (2021a) werden ebenfalls 
niedrigere Mehreinnahmen geschätzt auf der Grundlage einer 
noch engeren Datenbasis.

7  Vergleiche handelsblatt.com: http://www.
bundesfinanzministerium.de/mb/20220837

reduzieren. In einer aktuellen Studie auf Basis 
von Country-by-Country-Reporting-Mikrodaten 
schätzen Fuest et al. (2021b), dass internationale 
Gewinnverlagerung großer multinationaler Unter-
nehmen mit Hauptsitz in Deutschland, die unter 
die Mindestbesteuerung fallen, in Deutschland zu 
Steueraufkommensausfällen von 1,6 Mrd. Euro pro 
Jahr führt. Man kann davon ausgehen, dass die Min-
destbesteuerung diesen Betrag reduzieren würde, 
sodass netto noch geringe Aufkommenszuwächse 
verbleiben. Gleichzeitig wird die höhere Steuerbe-
lastung die Unternehmen dazu veranlassen, Inves-
titionen und Beschäftigung zu reduzieren, mit ne-
gativen Folgen für das Steueraufkommen.

Geringere Steueraufkommenszuwächse in Hoch-
steuerländern wie Deutschland sind zweitens zu 
erwarten, wenn die Niedrigsteuerländer ihre Steu-
ern in Reaktion auf die Mindestbesteuerung erhö-
hen. Man muss davon ausgehen, dass es dazu kom-
men wird. Niedrigsteuerländern soll es gestattet 
sein, von den bei ihnen ansässigen Gesellschaften 
multinationaler Konzerne selbst die Zusatzsteuer 
zu erheben, die das Besteuerungsniveau dieser Ge-
sellschaften auf den Effektivsatz von 15 Prozent an-
hebt (Domestic Top-up Tax).8 Niedrigsteuerländer 
sind demnach nicht gezwungen, ihre allgemeine 
Besteuerung entsprechend anzuheben, um das 
Aufkommen der Mindeststeuer im Land zu halten.

Umsetzung auf EU-Ebene 
und Implikationen für die 
Unternehmensbesteuerung in 
Deutschland

Mit dem Richtlinienvorschlag vom 22.  Dezem-
ber  2021 hat die Europäische Kommission die 
Grundlage für eine schnelle und flächendeckende 
Einführung der Mindestbesteuerung in der EU ge-
legt.9 In der Folge stellt sich zum einen die Frage, 
wie die Richtlinie zur Mindestbesteuerung in die 

8  Siehe dazu Art. 10 EU-RLV (Europäische Kommission (2021).

9  Europäische Kommission, COM (2021) 823 final.

30



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
August 2022

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF zur OECD-Reform der Besteuerung multinationaler Unternehmen

bereits bestehenden EU-Richtlinien eingepasst 
wird (insbesondere Anti-Steuervermeidungsricht-
linie (Anti Tax Avoidance Directive, ATAD), Zins- 
und Lizenzgebührenrichtlinie). Zum anderen sind 
die Konsequenzen der Umsetzung der Mindestbe-
steuerungs-Richtlinie in das nationale Steuerrecht 
zu bedenken.

EU-Ebene

Während die OECD-/G20-Initiative keine Pflicht 
der teilnehmenden Staaten zur Einführung der 
Mindestbesteuerung vorsieht, soll die Mindestbe-
steuerung für die Mitgliedstaaten der EU verbind-
lich sein.

Die Europäische Kommission geht von einstimmi-
ger Annahme der Richtlinie auf der Grundlage von 
Art. 115 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union aus. In Teilbereichen wird der 
Europäischen Kommission in der Richtlinie die Be-
fugnis für delegierte Rechtsakte eingeräumt. Än-
derungen setzen wiederum Einstimmigkeit vor-
aus. Da es sich um ein innovatives Regelwerk und 
nicht um die Angleichung bestehender nationaler 
Vorschriften handelt, ist davon auszugehen, dass 
ein hoher Anpassungsbedarf bestehen wird, zumal 
auch die Arbeiten auf OECD-/IF-Ebene noch nicht 
abgeschlossen sind und für das Jahr  2022 ein Ad-
ministrative Framework und ein Musterkommen-
tar angekündigt sind.

Die Frage, wie die Income Inclusion Rule der Min-
destbesteuerung mit der Hinzurechnungsbesteu-
erung der ATAD10 abgestimmt wird, beantwortet 
der Richtlinienentwurf im Sinne eines Nebenein-
anders beider Regeln, wobei die Hinzurechnungs-
besteuerung nach Art. 3 ATAD vorrangig eingreifen 
soll. Erst in einem zweiten Schritt wird die Income 
Inclusion Rule zur Anwendung gebracht. Dabei fin-
det die Besteuerung nach der ATAD-Hinzurech-
nung volle Berücksichtigung, Doppelbesteuerung 
wird hier also vermieden.

10  ATAD, RL 2016/1164, Abl. EU vom 19. Juli 2016, L 193/1.

Für die Umsetzung der Subject-to-Tax-Klausel be-
darf es einer Anpassung der Zins- und Lizenz-
gebührenrichtlinie durch Konditionierung des 
Verzichts auf Quellenbesteuerung, die im Richtlini-
enentwurf in Aussicht gestellt wird. Darüber hinaus 
ist zu beachten: Jede Anpassung der europäischen 
Mindestbesteuerung an zukünftige Entwicklun-
gen außerhalb der EU wird dadurch erschwert, dass 
Änderungen der Richtlinie nur einstimmig erfol-
gen können. Dies kann den Handlungsspielraum 
sowohl einzelner Mitgliedstaaten als auch der  EU 
insgesamt im internationalen Steuerwettbewerb 
erheblich einschränken. Sofern Drittstaaten die 
Mindestbesteuerung nicht einführen oder diese 
abmildern (etwa durch abweichende Regelungen 
zur Ermittlung des Mindeststeuersatzes), gibt es ei-
nen Anreiz zur Sitzverlegung, um der Mindestbe-
steuerung innerhalb der EU zu entgehen.

Umsetzung in nationales Recht

Die Mitgliedstaaten sollen verpflichtet werden, die 
Richtlinie bis zum 31. Dezember 2022 in nationa-
les Recht umzusetzen und ab dem 1.  Januar  2023 
zur Anwendung zu bringen. Dies stellt erhebliche 
Anforderungen an die Unternehmen, die ihr Rech-
nungswesen entsprechend anpassen müssen. Auch 
der deutsche Gesetzgeber steht vor großen techni-
schen, aber auch rechtlichen Herausforderungen. 
Vieles spricht für die Regelung in einem eigenen 
Gesetz oder als eigener Abschnitt im Außensteuer-
gesetz. Anders als die bisherige Hinzurechnungsbe-
steuerung setzt die Income Inclusion Rule nicht auf 
der Gewinnermittlung nach dem Einkommensteu-
ergesetz (EstG) und Klimaschutzgesetz auf, sondern 
enthält umfangreiche eigenständige Regeln, die 
eine Integration in bestehende Gesetze erschweren.

Schlussfolgerungen

Das OECD-Projekt zur Reform der Besteuerung 
multinationaler Unternehmen sieht grundle-
gende Änderungen des internationalen Steuer-
systems vor. Es wird erwartet, dass so die interna-
tionale Steuervermeidung durch multinationale 
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Unternehmen eingedämmt wird und Konflikte 
zwischen Staaten abnehmen, die in den vergange-
nen Jahren durch unilaterale steuerliche Maßnah-
men wie etwa die Einführung von Digitalsteuern 
ausgelöst worden sind.

Die Steueraufkommenszuwächse, die Deutschland 
erwarten kann, liegen im einstelligen Milliarden-
bereich. Ihre Höhe hängt stark davon ab, wie die 
betroffenen Unternehmen auf die Mindestbesteu-
erung reagieren und wie andere Staaten ihre Steu-
erpolitik anpassen.

Ein wichtiger Ertrag der Mindeststeuer könnte da-
rin liegen, dass die allgemeine Steuermoral gestützt 
wird, sofern Steuervermeidung durch die Reform 
zurückgedrängt wird. Gleichzeitig ist zu beden-
ken, dass die Mindeststeuer nicht nur die Besteu-
erung der Unternehmen erhöht, die bislang Steu-
ervermeidungsmöglichkeiten nutzen. Es werden 
alle Unternehmen höher besteuert, die in Ländern 
tätig sind, in denen ihr effektiver Steuersatz unter 

15 Prozent liegt – auch Unternehmen, die keinerlei 
Steuervermeidung betreiben. Die Mehrbelastung 
beeinträchtigt die Wettbewerbsfähigkeit dieser Un-
ternehmen – mit negativen Auswirkungen auf In-
vestitionen, Beschäftigung und von diesen Unter-
nehmen gezahlte Löhne.

Eine Hürde bei der Umsetzung der geplanten Re-
formen liegt in der erforderlichen internationalen 
Einigung über die steuerliche Bemessungsgrund-
lage. Für die Verankerung im europäischen Recht 
liegt mit dem Richtlinienentwurf zur Umsetzung 
von Säule  2 (Mindeststeuer-Richtlinie) ein Vor-
schlag vor. Zu bedenken ist, dass es für Länder au-
ßerhalb der EU attraktiver werden kann, die Regeln 
zur Mindestbesteuerung selbst nicht umzusetzen, 
wenn die EU sie einmal umgesetzt hat und dieser 
Vorgang wegen der Einstimmigkeitsregel kaum re-
versibel ist. Deshalb ist zu empfehlen, dass die EU 
die Richtlinie zur Umsetzung der Säule  2 zumin-
dest nicht verabschiedet, bevor andere wichtige 
Handelspartner das ebenfalls getan haben.

32



Aktuelle 
Wirtschafts- 
und Finanzlage

Überblick zur aktuellen Lage	 34

Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht	 35

Steuereinnahmen im Juli 2022	 43

Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschließlich Juli 2022	 48

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis einschließlich Juni 2022	 54

Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen	 56

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik	 62



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
August 2022

34

Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

	● Das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland verblieb im 2. Quartal 2022 in preis-, kalender- und saisonbe-
reinigter Rechnung auf dem Niveau des Vorquartals. Während Zuwächse beim privaten und staatlichen 
Konsum positive Impulse gaben, war der Beitrag des Außenhandels dagegen rechnerisch negativ.

	● Der Arbeitsmarkt zeigt sich weiterhin robust gegenüber den gesamtwirtschaftlichen Belastungen durch 
den russischen Angriffskrieg in der Ukraine. Die Zahl der Beschäftigten in Kurzarbeit ging zuletzt weiter 
zurück und die Erwerbstätigkeit stieg stetig weiter an. Der seit Juni 2022 zu beobachtende Anstieg der Ar-
beitslosigkeit ist in der Registrierung ukrainischer Geflüchteter begründet.

	● Die Inflationsrate ist zum zweiten Mal in Folge etwas gesunken, verblieb aber im Juli 2022 mit 7,5 Prozent 
auf stark erhöhtem Niveau. Zusätzlich zu den seit Juni geltenden temporären Entlastungsmaßnahmen (Ab-
senkung des Energiesteuersatzes für Kraftstoffe, 9-Euro-Ticket) wirkt seit Juli die Abschaffung der EEG-Um-
lage für Verbraucherinnen und Verbraucher für sich genommen leicht dämpfend auf die Inflationsrate.

Finanzen

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis Juli 2022 auf rund 
203,4 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen um 15,3 Prozent (rund +27,0 Mrd. Euro) höher als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis Juli 2022 rund 
269,2 Mrd. Euro und lagen damit um 4,9 Prozent (rund -14,0 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden Vor-
jahresniveau. Im Zeitraum von Januar bis Juli 2022 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
rund 65,8 Mrd. Euro auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Juli 2022 leicht um 0,3 Prozent über 
dem Ergebnis vom Juli 2021. Hintergrund für den vergleichsweise schwachen Anstieg der Steuerein-
nahmen im Juli 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat waren maßgeblich die unternommenen Entlas-
tungen angesichts der stark gestiegenen Energiepreise: die Auszahlung des Kinderbonus 2022 (100 Euro) 
sowie die Anhebung des Grundfreibetrags und des Arbeitnehmer-Pauschbetrags durch das Steuerentlas-
tungsgesetz 2022.

Europa

	● Der Monatsbericht August beinhaltet einen Rückblick auf die Sitzungen der Eurogruppe am 11. Juli 2022 
und des ECOFIN-Rats am 12. Juli 2022.

	● Die Schwerpunkte der Sitzungen waren u. a. die jüngsten makroökonomischen Entwicklungen im Euro-
raum im aktuellen globalen Kontext und die daraus resultierenden politischen Herausforderungen. Da-
rüber hinaus lagen die Schwerpunkte bei der kurzfristigen Finanzierung der Ukraine und der Vorberei-
tung des Wiederaufbaus sowie u. a. auf der Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilität.
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Stagnation des 
Bruttoinlandsprodukts im 
2. Quartal 2022

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) verblieb gemäß 
Schnellschätzung des Statistischen Bundesamts 
vom 29. Juli 2022 im 2. Quartal 2022 in preis-, ka-
lender- und saisonbereinigter Rechnung auf dem 
Niveau des Vorquartals. Gegenüber dem Vor-Pan-
demie-Niveau (4.  Quartal  2019) lag das BIP noch 
um 0,2 Prozent niedriger. In seiner Schnellmeldung 
macht das Statistische Bundesamt noch keine de-
taillierten Angaben zu einzelnen Komponenten 
seiner BIP-Berechnungen für das 2.  Quartal  2022. 
Diese werden erst mit der am 25. August 2022 er-
scheinenden Detailmeldung veröffentlicht.

Qualitativ berichtet das Statistische Bundesamt, 
dass hinter der gesamtwirtschaftlichen Seitwärts-
bewegung im 2.  Quartal verwendungsseitig ge-
genläufige Bewegungen standen: Während vor al-
lem Zuwächse beim privaten und auch staatlichen 
Konsum positive Impulse gaben, war der Beitrag 
des Außenhandels rechnerisch negativ. Entste-
hungsseitig dürfte das 2.  Quartal vor allem durch 
eine zunehmende Aktivität in zuvor stark durch 
die Corona-Pandemie eingeschränkten Bereichen 
im Dienstleistungssektor geprägt worden sein. Das 
ifo Geschäftsklima hatte sich in diesem Bereich von 
niedrigem Niveau aus merklich verbessert. Die In-
dustrieproduktion war hingegen im Quartalsver-
gleich rückläufig.

Die Stagnation war auch vor dem Hintergrund ei-
nes deutlich nach oben revidierten BIP-Wachs-
tums im 1.  Quartal zu sehen. Der BIP-Anstieg fiel 
dort mit 0,8  Prozent gegenüber Vorquartal spür-
bar stärker aus als zuvor gemeldet (+0,2  Prozent). 
Auf Basis neu verfügbarer statistischer Informati-
onen werden turnusmäßig im Sommer stets auch 
die Ergebnisse der vorangegangenen vier Jahre 

überarbeitet. Danach fiel insbesondere das stark 
durch die Corona-Pandemie geprägte Jahresergeb-
nis 2020 mit einem BIP-Rückgang von 3,7 Prozent 
deutlich weniger schlecht aus als auf bislang vorlie-
genden Informationen errechnet (-4,6 Prozent). Im 
Jahr  2021 war der Anstieg mit 2,6  Prozent gegen-
über Vorjahr dagegen etwas geringer als zuletzt ge-
meldet (+2,9 Prozent).

Laut ifo  Geschäftsklima kühlte sich die Stim-
mung in der deutschen Wirtschaft zu Beginn des 
3.  Quartals deutlich ab. Die Einschätzung der ak-
tuellen Lage fiel im Juli 2022 anders als in den bei-
den Vormonaten wieder etwas schlechter aus als 
vor Beginn des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine, wenngleich der Indikator im Dienst-
leistungsbereich weiterhin auf vergleichsweise ho-
hem Niveau lag. Die Geschäftserwartungen muss-
ten einen weiteren spürbaren Dämpfer hinnehmen 
und waren deutlich pessimistisch ausgerichtet. Der 
weitere Rückgang der Erwartungen, aber auch die 
schlechtere Lageeinschätzung betrafen dabei alle 
Wirtschaftsbereiche. Im Verarbeitenden Gewerbe 
sanken die Geschäftserwartungen auf den nied-
rigsten Wert seit April 2020, was sich laut ifo   Ins-
titut in nahezu allen Industriebranchen zeigte. Die 
Eintrübung des Ausblicks im Dienstleistungssektor 
betraf diesmal auch den Tourismussektor und das 
Gastgewerbe, in denen sich zuvor noch spürbarer 
Optimismus gezeigt hatte.

Der Ausblick auf die weitere Entwicklung ist der-
zeit spürbar eingetrübt. Die deutlich geringeren 
Gaslieferungen aus Russland, die anhaltend ho-
hen Preissteigerungen für Energie und zunehmend 
auch andere Güter sowie die länger als erwartet an-
dauernden Lieferkettenstörungen, auch im Zusam-
menhang mit der Null-COVID-Politik Chinas, be-
lasten die konjunkturelle Entwicklung erheblich. 
Die weitere Entwicklung bleibt von hoher Unsi-
cherheit geprägt. Die Bundesregierung wird im 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

4.Q 21 1.Q 22 2.Q 22 4.Q 21 1.Q 22 2.Q 22

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 105,6 +2,6 +0,0 +0,8 +0,0 +1,2 +3,9 +1,5 

Jeweilige Preise 3.602 +5,8 +1,4 +2,0 +1,3 +6,3 +8,4 +7,2 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.700 +6,8 +1,7 -1,3 . +6,8 +5,1 .

Arbeitnehmerentgelte 1.921 +3,7 +1,2 +1,1 . +4,9 +6,6 .

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

778 +15,1 +2,9 -7,0 . +12,6 +1,6 .

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.018 +2,1 +1,0 +0,7 . +3,4 +4,0 .

Bruttolöhne und -gehälter 1.568 +3,9 +1,1 +1,2 . +5,2 +7,4 .

Sparen der privaten Haushalte 312 -4,7 +6,0 -7,0 . -22,9 -31,2 .

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Mai 22 Jun 22
Dreimonats-
durchschnitt Mai 22 Jun 22

Dreimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. Euro)

Waren-Exporte 1.376 +14,0 +1,3 +4,5 +6,9 +21,7 +14,6 +15,2 

Waren-Importe 1.203 +17,2 +3,2 +0,2 +10,5 +34,5 +24,9 +28,4 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

99,1 +3,7 -0,1 +0,4 -1,3 -1,7 -0,5 -1,6

Industrie³ 97,2 +4,8 +0,6 +0,7 -0,9 -1,5 +0,0 -1,5

Bauhauptgewerbe 115,3 -1,3 -1,2 -0,8 -3,2 -3,6 -2,9 -2,7

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 98,5 +5,2 +2,5 +3,0 -0,7 +0,2 +3,2 +0,5 

Inland 95,1 +3,2 -0,8 +2,9 -1,6 -1,8 +0,6 -0,3

Ausland 101,8 +7,2 +5,7 +3,1 +0,1 +2,1 +5,7 +1,3 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 111,9 +17,9 -0,2 -0,4 -5,6 -3,2 -9,0 -5,9

Inland 106,4 +15,8 -1,5 +1,1 -1,1 -3,7 -13,0 -6,3

Ausland 116,0 +19,3 +0,7 -1,4 -8,5 -2,8 -6,0 -5,7

Bauhauptgewerbe . . +0,5 . -8,0 -7,4 . -0,3

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

116,9 +0,7 +1,2 -1,6 -2,8 +1,1 -9,8 -2,0

Handel mit Kfz 113,6 +2,2 +5,5 . -11,2 +3,8 . -5,7

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Rahmen der Herbstprojektion, die voraussichtlich 
am 12.  Oktober  2022 veröffentlicht wird, eine ak-
tualisierte Einschätzung zur weiteren gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung vorlegen.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Juli 2022 um 0,3 Prozent über 
dem Ergebnis vom Juli  2021 und damit deutlich 
weniger stark über dem Vorjahresergebnis als noch 
in den vorangegangenen Monaten. Dazu trug zum 
einen ein Sondereffekt bei der Einfuhrumsatz-
steuer bei, durch den das Ergebnis im Vergleichs-
zeitraum überzeichnet war. Zum anderen machten 
sich bei der Lohnsteuer die von der Bundesregie-
rung angesichts der stark gestiegenen Energie-
preise beschlossenen Entlastungsmaßnahmen auf-
kommensmindernd bemerkbar (s.  a. Bericht zur 
Entwicklung der Steuereinnahmen in dieser Aus-
gabe). Eine gedämpftere Entwicklung der steuerli-
chen Bemessungsgrundlagen wie Löhne und Ge-
hälter, Gewinne oder Umsätze lässt sich daher aus 

den Steuereinnahmen für Juli nicht ableiten. Die 
Erwartungen für den weiteren Jahresverlauf blei-
ben aber – mit Blick auf die oben genannten wirt-
schaftlichen Einflussfaktoren und Abwärtsrisiken – 
weiterhin mit hoher Unsicherheit behaftet.

Deutlicher Anstieg der 
Warenexporte und leichter 
Zuwachs der Warenimporte im 
Juni 2022

Zum Abschluss des 2.  Quartals im Juni legten die 
nominalen Warenexporte nochmals deutlich zu. Sie 
stiegen kalender- und saisonbereinigt um 4,5 Pro-
zent gegenüber Mai  2022. Im Vergleich zum Vor-
jahresmonat lagen die Ausfuhren um 14,6 Prozent 
höher. Für das 2. Quartal ergab sich insgesamt ein 
kräftiger Anstieg von 6,9  Prozent gegenüber dem 
Vorquartal. Auch die nominalen Warenimporte 

Arbeitsmarkt

2021 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Mai 22 Jun 22 Jul 22 Mai 22 Jun 22 Jul 22

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,61 -3,0 -5 +132 +48 -428 -251 -120

Erwerbstätige, Inland 44,98 +0,1 +31 +24 . +689 +610 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte    

33,58 +0,1 +45 . . +681 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode Vorjahr 

Mai 22 Jun 22 Jul 22 Mai 22 Jun 22 Jul 22

Importpreise 110,4 +13,4 +0,9 +1,0 . +30,6 +29,9 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 114,7 +10,5 +1,6 +0,6 . +33,6 +32,7 .

Verbraucherpreise 109,1 +3,1 +0,9 +0,1 +0,9 +7,9 +7,6 +7,5 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Dez 21 Jan 22 Feb 22 Mrz 22 Apr 22 Mai 22 Jun 22 Jul 22

Klima +7,6 +10,1 +16,2 -1,5 +1,0 +3,5 +1,5 -6,4

Geschäftslage +21,7 +20,1 +25,3 +21,6 +22,1 +27,1 +26,5 +22,7 

Geschäftserwartungen -5,7 +0,6 +7,3 -22,1 -18,1 -17,7 -20,8 -31,7

1  Stand: Juli 2022; Bruttoinlandsprodukt 2. Quartal 2022: Schnellmeldung des Statistischen Bundesamtes (29. Juli 2022).
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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setzten ihre Aufwärtsbewegung weiter fort, wenn-
gleich mit merklich geringerer Dynamik als zu-
vor. Sie stiegen im Juni um 0,2 Prozent gegenüber 
Mai. Im Vorjahresvergleich lagen die Einfuhren um 
24,9  Prozent höher. Für das 2.  Quartal  2022 ergab 
sich mit einem Zuwachs von 10,5  Prozent gegen-
über dem Vorquartal ein noch etwas kräftigerer 
Anstieg als bei den Exporten. Der Saldo der Waren-
handelsbilanz betrug im Juni 7,7 Mrd. Euro und da-
mit 8,2 Mrd. Euro weniger als im Vorjahresmonat.

Die Einnahmen aus der Einfuhrumsatzsteuer la-
gen im Juli  2022 gegenüber Vorjahresmonat zwar 
merklich niedriger, dies ist jedoch auf kassentech-
nische Effekte zurückzuführen. Um diese Effekte 
bereinigt spiegelt die Entwicklung der Einnahmen 
aus der Einfuhrumsatzsteuer weiterhin die Ent-
wicklung der Importe gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum recht unmittelbar wider.

Im Warenhandel mit Russland lagen die deut-
schen Exporte im Juni 2022 erneut etwas höher als 
im Vormonat, auf Basis des Rückgangs von über 
60 Prozent im März aber weiterhin auf einem nied-
rigen Niveau gegenüber der Zeit vor dem Krieg. Im 
Mai 2022 war der Anstieg gegenüber dem Vormo-
nat vor allem auf höhere Exporte von Arzneimit-
teln zurückzuführen. Bei den Exporten von Ma-
schinen und Kraftfahrzeugen waren hingegen vor 
dem Hintergrund der Sanktionen anhaltend deut-
liche Rückgänge gegenüber dem Vorjahr zu ver-
zeichnen. Bei den Importen ist – bei mengenmäßi-
gen Reduzierungen – die wertmäßige Entwicklung 
weiterhin vor allem durch gestiegene Preise im 
Energiebereich getrieben.

Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren 
hat sich gemäß ifo Exporterwartungen im Juli 2022 
erneut verschlechtert und ist im Saldo jetzt wieder 
leicht pessimistisch ausgerichtet. Laut Kiel Trade 
Indicator bauen sich die Staus in der Container-
schifffahrt nach Ende des Lockdowns in Shanghai 
dort wieder ab. Die Stausituation in der Nordsee 
bleibt aber weiterhin vergleichsweise angespannt.

Leichter Zuwachs der 
Produktion im Juni 2022

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe stieg 
im Juni preis-, kalender- und saisonbereinigt um 
0,4  Prozent im Vergleich zum Vormonat. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat lag die Produktion um 
0,5 Prozent niedriger. Hierbei verzeichnete die In-
dustrieproduktion nach dem deutlichen Rück-
gang zu Beginn des russischen Angriffskriegs in 
der Ukraine zum dritten Mal in Folge einen leich-
ten Zuwachs (+0,7 Prozent), womit das Minus vom 
März 2022 jedoch noch nicht wieder kompensiert 
werden konnte. Im Quartalsvergleich ergab sich so 
ein Rückgang der Industrieproduktion um 0,9 Pro-
zent gegenüber dem 1. Quartal 2022. Der reale Um-
satz im Verarbeitenden Gewerbe stieg im Juni spür-
bar um 3,0  Prozent gegenüber Mai und lag um 
3,4 Prozent über dem Vorjahresniveau.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
sanken im Juni vor dem Hintergrund des getrüb-
ten globalen Konjunkturausblicks um 0,4  Prozent 
gegenüber dem Vormonat, verblieben aber auf ver-
gleichsweise hohem Niveau. Der Auftragsbestand 
ist dabei nach wie vor sehr hoch, worin sich maß-
geblich die Auswirkungen der Materialknapphei-
ten widerspiegeln dürften. Im Mai lag der Bestand 
um 16,9  Prozent über dem Niveau des Vorjahres-
monats. Die Reichweite der Aufträge blieb da-
bei wie im Vormonat bei ihrem Höchststand von 
rund acht Monaten; so lange müssten die Indust-
rieunternehmen rechnerisch ohne neue Aufträge 
bei gleichbleibendem Umsatz produzieren, um alle 
Aufträge zu erfüllen.

Neben den gestiegenen Energiepreisen bleibt der 
Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten das be-
herrschende Thema in der Industrie. Der Mate-
rialmangel betraf laut Befragungen des ifo  Insti-
tuts auch im Juli die überwiegende Mehrheit der 
Industrieunternehmen (73  Prozent nach 74  Pro-
zent im Juni). Besonders betroffen zeigten sich 
die Elektroindustrie (93  Prozent der Unterneh-
men betroffen) und der Maschinenbau (91  Pro-
zent). Diese Materialknappheiten dürften auch in 
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den nächsten Monaten ein bremsender Faktor für 
die Industrieproduktion bleiben. Angesichts der 
hohen Energiepreise, Lieferkettenstörungen so-
wie der Unsicherheit über die weitere Gasversor-
gung ist der Ausblick im Verarbeitenden Gewerbe 
auf die nächsten Monate derzeit spürbar getrübt, 
was sich auch in den im Juli nochmals verschlech-
terten Geschäftserwartungen laut ifo  Geschäfts-
klima widerspiegelte: Die Unternehmenserwar-
tungen bezüglich der nächsten Monate sanken auf 
den niedrigsten Wert seit April 2020, dies betraf na-
hezu alle Industriebranchen.

Die Bauproduktion sank im Juni um 0,8 Prozent ge-
genüber dem Vormonat; im Vorquartalsvergleich 
ergab sich ein Rückgang um 3,2  Prozent gegen-
über dem 1.  Quartal  2022. Auch im Bauhauptge-
werbe hat sich die Stimmung laut ifo Institut spür-
bar eingetrübt. Die Unternehmen bewerteten die 
aktuelle Lage als schlechter und die Erwartungen 
sind von großem Pessimismus geprägt. Dies dürfte 
auch hier neben den hohen Energiepreisen an dem 
nach wie vor anhaltenden gravierenden Material-
mangel liegen. Auch in den Baupreisen macht sich 
dies bemerkbar: Sie lagen im Mai um 17,6 Prozent 
über dem Niveau des Vorjahresmonats und erfuh-
ren damit den stärksten Anstieg seit über 50 Jahren.

Einzelhandel durch Liefer
probleme und Preisdruck 
weiter belastet

Nach Zugewinn im Vormonat gaben die realen Ein-
zelhandelsumsätze im Juni wieder etwas nach. Sie 
sanken gegenüber dem Vormonat preis-, kalen-
der- und saisonbereinigt um 1,6  Prozent und la-
gen damit auf dem Vor-Pandemie-Niveau vom 
Februar  2020. Im Vorquartalsvergleich ergab sich 
insgesamt ein Rückgang von 4,0  Prozent. Deut-
lich sichtbar sind derzeit die hohen Preissteigerun-
gen. So lagen im Juni im Vorjahresvergleich trotz 
des Umsatzminus von 8,8 Prozent in preisbereinig-
ter Rechnung die nominalen Umsätze lediglich um 
0,8 Prozent niedriger.

Nach Einzelbereichen lagen die realen Umsätze 
im Juni im Bereich Lebensmittel/Getränke/Tabak 
um 7,6 Prozent niedriger als im Vorjahreszeitraum. 
Im Einzelhandel mit Nicht-Lebensmitteln war ein 
Umsatzminus gegenüber Vorjahr von 11,1 Prozent 
zu verzeichnen. Hierbei fiel der Rückgang im Be-
reich Einrichtungsgegenstände/Haushaltsgeräte/
Baubedarf mit 16,4  Prozent am kräftigsten aus. 
Beim Internet- und Versandhandel war ein Rück-
gang von 15,5  Prozent gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum zu verzeichnen.

Der reale Umsatz im Gastgewerbe stieg im Mai um 
8,5 Prozent gegenüber dem Vormonat. Gegenüber 
dem Vorjahresmonat hat sich der Umsatz bedingt 
durch die niedrige Vorjahresbasis mehr als verdop-
pelt (+126,8 Prozent). Im Vergleich zum Vorkrisen-
monat Februar  2020 war der Gastgewerbeumsatz 
hingegen noch um 14,9 Prozent niedriger.

Die Stimmungsindikatoren im Einzelhandel ver-
schlechterten sich am aktuellen Rand weiter. So 
gab das ifo  Geschäftsklima für diesen Bereich im 
Juli 2022 nochmals deutlich nach. Die aktuelle Lage 
bewerteten die Dienstleisterinnen und Dienstleis-
ter als etwas schlechter, allerdings liegt der Indika-
tor weiterhin auf vergleichsweise hohem Niveau. 
Insbesondere die Erwartungen sind aber sehr pes-
simistisch ausgerichtet, worin sich u. a. die persis-
tenten Lieferschwierigkeiten widerspiegeln dürf-
ten, die neben dem Verarbeitenden Gewerbe auch 
den Einzelhandel spürbar belasten. Dazu dürften 
die hohen Preissteigerungsraten dämpfend auf 
die Kauflaune wirken. Im Dienstleistungssektor 
hat sich das Geschäftsklima ebenfalls deutlich ver-
schlechtert. Der Ausblick auf die kommenden Mo-
nate trübte sich dabei sehr kräftig ein, wovon auch 
der Tourismussektor und das Gastgewerbe, in de-
nen sich zuvor noch deutlicher Optimismus ge-
zeigt hatte, betroffen waren.

Auch die Verbraucherstimmung trübte sich im 
Juli weiter ein. Vor allem die Konjunktur- und 
Einkommenserwartungen mussten im Vormo-
natsvergleich erneut spürbare Verluste hinneh-
men. Die Konsumlaune der Verbraucherinnen und 
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                      in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Verbraucher wird durch den anhaltenden Krieg, die 
hohe Inflation sowie Sorgen um eine ausreichende 
Gasversorgung im kommenden Winter deutlich 
belastet. Insgesamt ist der Ausblick für die Entwick-
lung des privaten Konsums derzeit spürbar getrübt. 
Grundsätzlich stützend dürften aber die robuste 
Arbeitsmarktentwicklung sowie seit Beginn der 
Corona-Pandemie aufgrund beschränkter Kon-
summöglichkeiten angestaute Ersparnisse wirken.

Arbeitsmarkt entwickelt sich 
trotz Ukraine-Krieg weiterhin 
robust

Der Arbeitsmarkt zeigt sich weiterhin robust ge-
genüber den gesamtwirtschaftlichen Belastungen 
durch den russischen Angriffskrieg in der Ukraine. 
Die Zahl der Beschäftigten in Kurzarbeit ging zuletzt 
nochmals deutlich zurück. Nach Hochrechnungen 
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der Bundesagentur für Arbeit (BA) erhielten im Mai 
328.000 Beschäftigte konjunkturelles Kurzarbeiter-
geld, das sind rund 100.000  Personen weniger als 
im April 2022. Darüber hinaus stiegen die Erwerbs-
tätigkeit und darunter die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung stetig weiter an. Letztere 
lag nach Hochrechnung der  BA im Mai  2022 bei 
34,4  Millionen Personen (+2,0  Prozent gegenüber 
Vorjahresmonat). Im Juni 2022 waren nach Inlän-
derkonzept und Ursprungswerten 45,4  Millionen 
Personen erwerbstätig, das entspricht einem An-
stieg von 588.000 Personen gegenüber Vorjahr. Sai-
sonbereinigt stieg die Erwerbstätigkeit gegenüber 
Mai um 27.000 Personen.

Die Zahl der als arbeitslos registrierten Personen lag 
im Juli nach Ursprungswerten bei 2,47  Millionen 
Personen (-120.000 Personen gegenüber Vorjahres-
monat). Saisonbereinigt nahm die Arbeitslosenzahl 
gegenüber dem Vormonat um 48.000 Personen zu. 
Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote stieg von 
5,3  Prozent auf 5,4  Prozent (nach Ursprungswer-
ten ebenfalls 5,4 Prozent). Der Anstieg der Arbeits-
losigkeit war wie auch im Vormonat in der Erfas-
sung ukrainischer Geflüchteter begründet. Ohne 
diesen Effekt wäre die Arbeitslosigkeit laut BA sta-
bil geblieben.

Aufgrund der erwarteten Registrierung weiterer 
Geflüchteter signalisiert das IAB-Arbeitsmarktba-
rometer einen leichten Anstieg der Arbeitslosig-
keit auch in den nächsten Monaten. Die Beschäfti-
gungsaussichten insgesamt sind aber sehr gut. Die 
entsprechende Komponente des IAB-Barometers 
befindet sich trotz geringfügiger Rückgänge auf 
sehr hohem Niveau. Zwar sind laut ifo  Beschäfti-
gungsbarometer die Unternehmen im Juli gegen-
über dem Vormonat spürbar zurückhaltender mit 
Neueinstellungen geworden, was auch auf die Unsi-
cherheit über die weitere wirtschaftliche Entwick-
lung zurückzuführen sein dürfte. Dennoch wird in 
den meisten Branchen mit einem Anstieg der Be-
schäftigung in den nächsten drei Monaten gerech-
net. Grundsätzlich ist derzeit zu erwarten, dass die 
Lage am Arbeitsmarkt weiterhin stabil bleibt. Dar-
über hinaus ist der Fachkräftemangel weiterhin ein 
zentrales Thema am Arbeitsmarkt. Laut ifo Institut 

berichtete im Juli 2022 jedes zweite Unternehmen 
von Problemen, ausreichend fachkundiges Perso-
nal zu finden.

Trotz der anhaltend positiven Entwicklung am Ar-
beitsmarkt war bei den Einnahmen aus der Lohn-
steuer gegenüber dem Vorjahresmonat im Juli 
ein deutliches Minus zu verzeichnen. Dies ist je-
doch maßgeblich auf die von der Bundesregie-
rung angesichts der stark gestiegenen Energie-
preise unternommenen Entlastungsmaßnahmen 
zurückzuführen. Diese machen sich hier durch die 
(rückwirkende) Erhöhung des Grundfreibetrags 
und des Arbeitnehmerpauschbetrags sowie der 
Zahlung des Kinderbonus  2022 deutlich aufkom-
mensmindernd bemerkbar.

Inflationsrate im Juli auf sehr 
hohem Niveau leicht gesunken

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) ist im 
Juli zum zweiten Mal in Folge etwas gesunken, ver-
blieb aber auf stark erhöhtem Niveau. Sie lag nach 
Berechnungen des Statistischen Bundesamts bei 
7,5 Prozent und damit leicht niedriger als im Vor-
monat (7,6 Prozent). Gegenüber Juni kam es zu ei-
nem nicht saisonbereinigten Anstieg des Index um 
0,9 Prozent.

Im Einzelnen betrug der Anstieg des Teilindex für 
Waren 14,1  Prozent (nach +14,0  Prozent im Juni), 
darunter 35,5 Prozent für Energie (nach +38,0 Pro-
zent) und 14,8  Prozent für Nahrungsmittel (nach 
+12,7  Prozent). Die Veränderungsrate bei Dienst-
leistungen betrug 2,0 Prozent (nach +2,1 Prozent), 
darunter unverändert eine Rate von 1,7 Prozent bei 
Wohnungsmieten.

Maßgeblicher Treiber für die stark erhöhte Inflati-
onsrate ist damit weiterhin der Preisindex für Ener-
gie, dessen Anstieg sich gegenüber dem Vormonat 
nur etwas abgeschwächt hat. Die sehr starken Prei-
sanstiege auf den vorgelagerten Wirtschaftsstu-
fen, vor allem bei Energie, aber auch bei anderen 
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Produkten, wirken sich deutlich erhöhend auf die 
Verbraucherpreise in der Breite aus.

Zusätzlich zu den seit Juni geltenden temporären 
Entlastungsmaßnahmen (Absenkung des Energie-
steuersatzes für Kraftstoffe, 9-Euro-Ticket) wirkt 
seit Juli die Abschaffung der EEG-Umlage für 

Verbraucherinnen und Verbraucher für sich ge-
nommen leicht dämpfend auf die Inflationsrate. In 
ihrem Monatsbericht vom Juni weist die Deutsche 
Bundesbank Schätzungen aus, wonach die monat-
liche Inflationsrate (gemessen am harmonisierten 
Verbraucherpreisindex) hierdurch um 0,4 Prozent-
punkte gesenkt wird.
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Steuereinnahmen im Juli 2022

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Juli  2022 leicht um 0,3  Pro-
zent über dem Ergebnis vom Juli  2021, darunter 
war ein Einnahmezuwachs von 0,9 Prozent bei den 
Gemeinschaftsteuern zu verzeichnen. Dass der Zu-
wachs der Gemeinschaftsteuern und damit auch 
der Steuereinnahmen insgesamt gegenüber dem 
Vorjahresniveau deutlich geringer ausfiel als in den 
vergangenen Monaten, lag maßgeblich an zwei der 
Maßnahmen, die von der Bundesregierung zur Ab-
milderung der gestiegenen Energiekosten beschlos-
sen wurden. So wurde im Juli 2022 der Kinderbo-
nus 2022 von 100 Euro ausgezahlt. Zudem machten 
sich bei vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern die Erhöhung des Grundfreibetrags sowie 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, jeweils rückwir-
kend seit Jahresbeginn 2022, entlastend bemerkbar. 
Im Ergebnis kam es zu einem deutlichen Rückgang 
im Lohnsteueraufkommen im Vorjahresvergleich. 
Darüber hinaus war im Juli 2022 der Vorjahresver-
gleich dadurch verzerrt, dass im Juli  2021 durch 
kassentechnische Buchungsverschiebungen das 
Einfuhrumsatzsteueraufkommen deutlich erhöht 
war (s.  u.). Ein kräftiges Plus gegenüber dem Vor-
jahresmonat ergab sich dagegen im Juli  2022 bei 
den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag, was an 
dem beträchtlichen Anstieg der Dividendenaus-
schüttungen in diesem Jahr gegenüber dem Vor-
jahr liegt. Bei den Einnahmen aus Bundessteuern 
ergab sich im Juli ein Plus von 0,8 Prozent gegen-
über dem Vorjahresmonat. Die Einnahmen aus den 
Ländersteuern verzeichneten einen Rückgang um 
16,7 Prozent.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Juli  2022 wurden 81,7  Prozent 
höhere EU-Eigenmittel (exklusive Zölle) abgeführt 
als im Juli  2021. Die monatlichen Anforderun-
gen der EU orientieren sich grundsätzlich an dem 
jeweils gültigen Jahreshaushalt der  EU und ver-
teilen sich in der Regel recht gleichmäßig auf die 

einzelnen Monate. Der Jahreshaushalt der EU liegt 
in diesem Jahr in einer ähnlichen Größenordnung 
wie im Vorjahr. Während in den ersten Monaten 
des Jahres geringere Eigenmittel abgerufen wor-
den waren als im Vorjahr, ergab sich im Gegenzug 
in diesem und im Vormonat nun ein höherer Abruf 
als im jeweiligen Monat des Vorjahres.

Gesamtüberblick kumuliert Januar 
bis Juli 2022

In den Monaten Januar bis Juli 2022 war kumuliert 
ein merkliches Plus bei den Steuereinnahmen ins-
gesamt (ohne Gemeindesteuern) gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum zu verzeichnen (+14,9 Prozent). 
Dies war zum Teil bedingt durch die schwache Ver-
gleichsbasis 2021 infolge der wirtschaftlichen Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie sowie der im Zu-
sammenhang damit ergriffenen gesetzlichen und 
untergesetzlichen steuerlichen Maßnahmen. In 
den Monaten Januar bis Juli  2022 stieg das Auf-
kommen der Gemeinschaftsteuern gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 17,0  Prozent, das der Bun-
dessteuern um 3,5 Prozent und das der Ländersteu-
ern um 5,2 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder und 
Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Juli  2022 einen Rückgang um 
3,9 Prozent gegenüber dem Ergebnis vom Juli 2021. 
Neben den Mindereinnahmen bei der Lohnsteuer 
und der erhöhten Vorjahresbasis bei der Einfuhr
umsatzsteuer hängt dies vor allem mit den ge-
genüber dem Vorjahresmonat höheren EU-Ei-
genmittel-Abführungen aus dem Bundeshaushalt 
zusammen (s.  o.). Die Regionalisierungsmittel für 
den öffentlichen Personennahverkehr und die 
Bundesergänzungszuweisungen des Bundes an die 
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Länder bewegten sich in ähnlicher Größenordnung 
wie im Vorjahresmonat.

Die Länder verbuchten im Juli 2022 dagegen einen 
leichten Anstieg ihrer Steuereinnahmen nach Ver-
rechnung von Bundesergänzungszuweisungen um 
0,8 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat – trotz 
eines deutlichen Minus von 16,7  Prozent bei den 

Ländersteuern. Die Einnahmen der Länder aus den 
Gemeinschaftsteuern stiegen insgesamt im Vorjah-
resvergleich um 2,3 Prozent und somit stärker als 
das Steueraufkommen der Gemeinschaftsteuern 
insgesamt (+0,5 Prozent). Ursache war, dass bei ei-
nem geringeren Gemeinschaftsteueraufkommen 
die Festbeträge, die den Anteil der Länder an den 
Einnahmen aus der Umsatzsteuer mitbestimmen, 
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2022

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr  
Schätzungen  

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 17.708  -9,0 134.277 +10,9 236.100 +8,1

Veranlagte Einkommensteuer 204  -58,7 38.313 +17,3 70.100  -3,1

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 6.789 +87,5 23.521 +43,9 32.250 +17,7

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

427  -37,6 4.660  -22,0 8.600  -14,3

Körperschaftsteuer 308  -53,0 22.732 +15,3 41.750  -0,9

Steuern vom Umsatz 23.610  -1,3 164.956 +21,0 283.250 +12,9

Gewerbesteuerumlage 1.212 +24,1 3.348 +37,0 5.333 +7,7

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 +589,3 0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 50.258 +0,9 391.808 +17,1 677.383 +8,2

Bundessteuern

Energiesteuer 2.831  -1,4 16.375 +4,2 37.500 +1,0

Tabaksteuer 1.183  -5,2 7.202  -8,7 15.220 +3,3

Alkoholsteuer 183 +20,9 1.220 +13,5 2.130 +2,0

Versicherungsteuer 815 +5,3 10.861 +4,5 15.650 +4,5

Stromsteuer 500  -3,3 4.006 +4,1 6.850 +2,4

Kraftfahrzeugsteuer 837  -5,0 5.864  -0,9 9.560 +0,1

Luftverkehrsteuer 118 +192,3 542 +228,8 1.115 +97,1

Solidaritätszuschlag 535 +15,6 6.893 +11,5 11.150 +1,1

Übrige Bundessteuern 112 +2,1 842 +5,5 1.451 +2,3

Bundessteuern insgesamt 7.113 +0,8 53.806 +3,5 100.626 +2,5

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 674  -29,9 5.739 +5,4 10.400 +5,9

Grunderwerbsteuer 1.318  -15,2 10.784 +2,7 18.800 +2,5

Rennwett- und Lotteriesteuer 205 +43,9 1.567 +24,5 2.655 +13,8

Biersteuer 60  -0,4 335 +2,4 600 +2,7

Übrige Ländersteuern 30 +3,7 400 +8,0 580 +8,1

Ländersteuern insgesamt 2.287  -16,7 18.826 +5,2 33.035 +4,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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stärker ins Gewicht fallen. Zudem wurden diese 
Festbeträge an die Länder zum Juni 2022 nochmals 
um 2  Mrd.  Euro für  2022 erhöht  – der Bund un-
terstützt so Länder und Kommunen bei den Kos-
ten für Unterbringung und Versorgung der Ge-
flüchteten aus der Ukraine. Die Einnahmen der 
Gemeinden aus dem Gemeindeanteil an den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich im Berichts-
zeitraum um 11,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das kassenmäßige Lohnsteueraufkommen verrin-
gerte sich im Vergleich zum Juli 2021 um 9,0 Pro-
zent. Dies ist nicht auf eine Eintrübung der Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt zurückzuführen 
gewesen, der sich weiterhin trotz der wirtschaft-
lichen Folgen des russischen Angriffskriegs in 

der Ukraine robust zeigt (siehe Beitrag zur „Kon-
junkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht“ 
in dieser Ausgabe). Ursächlich waren zwei der 
Maßnahmen, die von der Bundesregierung zur 
Abmilderung der gestiegenen Energiekosten be-
schlossen worden waren: Einerseits stiegen mit 
dem Steuerentlastungsgesetz  2022  – rückwir-
kend zum Jahresbeginn  2022  – der Grundfreibe-
trag und der Arbeitnehmer-Pauschbetrag. In der 
Folge liegt das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer 
im Juli  2022 um 0,2  Prozent unter dem Aufkom-
men im Vorjahresmonat, nachdem es kumu-
liert in den ersten sechs Monaten des Jahres um 
9,2  Prozent oberhalb des Werts im Vergleichszeit-
raum 2021 gelegen hatte. Andererseits lag das aus 
dem Lohnsteueraufkommen ausgezahlte Kinder-
geld mit einem Plus von 43,1 Prozent deutlich über 
den Kindergeldzahlungen im Juli  2021. Ursache 
hierfür war die Auszahlung des Kinderbonus 2022 
in Höhe von 100  Euro aus dem Lohnsteuerauf-
kommen im Juli  2022. Aufgrund der Entwick-
lung in der 1.  Jahreshälfte lag das kassenmäßige 

Juli

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juli

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

EU-Eigenmittel

Zölle 521 +23,8 3.610 +30,0 5.900 +15,2

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 395 +113,7 2.764 +6,9 4.740 +7,3

BNE-Eigenmittel 2.271 +68,7 15.900  -11,2 29.600 +3,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.303 +69,2 23.086  -0,8 41.630 +8,9

Bund³ 24.158  -3,9 191.586 +16,3 345.246 +10,1

Länder³ 29.309 +0,8 222.238 +16,6 375.053 +5,6

EU 3.303 +69,2 23.086  -0,8 41.630 +8,9

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.409  -11,6 31.140 +8,7 55.016 +1,9

Steueraufkommen insgesamt 
 (ohne Gemeindesteuern)

60.179 +0,3 468.049 +14,9 816.944 +7,4

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Lohnsteueraufkommen in den Monaten Januar bis 
Juli 2022 kumuliert um 10,9 Prozent über dem Ni-
veau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im Juli  2022 sank das Körperschaftsteueraufkom-
men brutto um 51,6  Prozent. In Monaten, in de-
nen kein Vorauszahlungstermin ansteht und das 
Aufkommen von der Veranlagungstätigkeit der Fi-
nanzverwaltung bestimmt wird, sind regelmäßig 
Schwankungen im Steueraufkommen gegenüber 
dem Vorjahresmonat zu beobachten, ohne dass da-
raus notwendigerweise Schlüsse auf die weitere 
Entwicklung gezogen werden können. Aus dem 
Bruttoaufkommen wurden in Summe geringe Be-
träge an Forschungs- und Investitionszulage mit 
einem Volumen von insgesamt rund 9,9 Mio. Euro 
gezahlt, sodass der Einfluss auf das kassenmäßige 
Körperschaftsteueraufkommen marginal war. Im 
Juli  2022 lag das kassenmäßige Körperschaftsteu-
eraufkommen somit 53,0 Prozent unter dem Vor-
jahresmonat. In den Monaten Januar bis Juli 2022 
ergab sich kumuliert – vor allem durch das merk-
liche Plus bei den Vorauszahlungen  – ein Zu-
wachs um 15,3 Prozent gegenüber dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Veranlagte Einkommensteuer

Bei der veranlagten Einkommensteuer war das 
Aufkommen im Juli ebenfalls von der Veranla-
gungstätigkeit bestimmt; auch hier können merk-
liche Schwankungen zum Vorjahr vorkommen. 
Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto lag im Juli um 16,6  Prozent unter-
halb des Julis 2021. Die Arbeitnehmererstattungen 
verringerten sich um 1,6  Prozent gegenüber dem 
Juli 2021. Weitere Abzüge ergaben sich in geringem 
Ausmaß durch Investitions-, Forschungs- und Ei-
genheimzulagen. Im Ergebnis lag das kassenmä-
ßige Aufkommen aus der veranlagten Einkom-
mensteuer im Juli  2022 um 58,7  Prozent unter 
dem Vorjahresmonat. In den Monaten Januar bis 

Juli 2022 verzeichnete es kumuliert – auch hier vor 
allem durch das merkliche Plus bei den Vorauszah-
lungen – einen Anstieg um 17,3 Prozent gegenüber 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Juli  2022 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 86,4  Prozent 
über demjenigen im Vorjahresmonat. Maßgebliche 
Ursache waren Einnahmen bei den Kapitalertrag-
steuern aufgrund von Dividendenausschüttungen 
von Unternehmen, die vielfach erheblich höher 
ausfielen als noch im Vorjahr. Aus dem Bruttoauf-
kommen wurden rund 60 Mio. Euro Erstattungen 
durch das Bundeszentralamt für Steuern geleis-
tet (+13,9 Prozent gegenüber Juli 2021). Insgesamt 
ergab sich damit ein Anstieg des Kassenaufkom-
mens der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 
87,5 Prozent gegenüber Juli 2021. In den Monaten 
Januar bis Juli 2022 lag das kassenmäßige Aufkom-
men aus den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag 
kumuliert um 43,9  Prozent über dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge lag im Juli  2022 um 
37,6 Prozent und kumuliert über die Monate Januar 
bis Juli 2022 um 22,0 Prozent unter dem Niveau des 
entsprechenden Vorjahreszeitraums.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Juli  2022 um 1,3  Prozent unter dem Niveau des 
Vorjahresmonats. Der Rückgang war auf einen 
deutlichen Rückgang der Einnahmen aus Einfuh-
rumsatzsteuer zurückzuführen (-12,8 Prozent), die 
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Einnahmen aus der (Binnen-)Umsatzsteuer stiegen 
dagegen um 5,3 Prozent gegenüber Juli 2021.

Das merkliche Minus bei der Einfuhrumsatzsteuer 
war maßgeblich auf die deutlich erhöhte Vorjah-
resbasis zurückzuführen, die sich durch die kas-
senwirksame Buchung eines Teils der Einnahmen 
vom Juni 2021 in den Juli 2021 aufgrund der Lage 
des Fälligkeitszeitpunkts (26.  eines jeden Monats) 
ergeben hatte. Bereinigt um den vorgenannten Ef-
fekt lagen die Einnahmen aus der Einfuhrumsatz-
steuer im Juli  2022 deutlich höher als im Vorjahr. 
Dies spiegelte den im Vorjahresvergleich merklich 
gestiegenen Wert der Warenimporte wider, wozu 
insbesondere auch der sehr starke Anstieg der Im-
portpreise beitrug.

In den Monaten Januar bis Juli 2022 stieg das kas-
senmäßige Aufkommen der Steuern vom Umsatz 
kumuliert um 21,0 Prozent gegenüber dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums. Die Kasseneinnahmen ba-
sierten überwiegend auf den Umsätzen in den Mo-
naten November 2021 bis Mai 2022. Das Niveau an 
wirtschaftlicher Aktivität war in diesem Zeitraum 
höher als im durch die Pandemie und die dama-
ligen Eindämmungsmaßnahmen geprägten Ver-
gleichszeitraum  2020/21, woraus sich ein Teil des 
Zuwachses der Einnahmen im 1.  Halbjahr  2022 
erklären lässt. Darüber hinaus hatten die im Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie ergriffe-
nen steuerlichen Maßnahmen die Vergleichsbasis 
geschwächt.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insge-
samt lag im Juli 2022 um 0,8 Prozent über dem ent-
sprechenden Steueraufkommen im Vorjahresmo-
nat. Das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag 
stieg im Berichtsmonat aufgrund des Anstiegs sei-
ner Bemessungsgrundlagen um 15,6  Prozent ge-
genüber Juli 2021. Zuwächse zeigten weiterhin die 
Versicherungsteuer (+5,3  Prozent), die Alkohol-
steuer (+20,9 Prozent) sowie die Luftverkehrsteuer 
(+192,3  Prozent). Der sehr starke Zuwachs bei der 
Luftverkehrsteuer war mit dem Wiederanstieg 
des Flugverkehrs nach den pandemiebedingt sehr 
schwachen beiden Vorjahren zu erklären. Rück-
gänge im Vergleich zum Vorjahresmonat ergaben 
sich bei der Energiesteuer (-1,4 Prozent), der Strom-
steuer (-3,3  Prozent) und der Kraftfahrzeugsteuer 
(-5,0 Prozent).

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
Juli 2022 um 16,7 Prozent unter dem Ergebnis aus 
dem Juli  2021. Die Einnahmen aus der Grunder-
werbsteuer lagen um 15,2 Prozent, die Einnahmen 
aus der Erbschaftsteuer um 29,9  Prozent und das 
Aufkommen aus der Biersteuer um 0,4 Prozent un-
ter Vorjahresmonatsniveau. Der Zuwachs bei der 
Rennwett- und Lotteriesteuer (+43,9 Prozent) ergab 
sich vor allem aus Einnahmen aus den neuen Steu-
erarten Online-Pokersteuer und Virtuelle Automa-
tensteuer, die seit dem 1. Juli 2021 erhoben werden. 
Bei der Feuerschutzsteuer ergab sich ein Zuwachs 
um 3,7 Prozent gegenüber Juli 2021.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Juli 2022

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen 
sich im Zeitraum Januar bis Juli  2022 auf rund 
203,4  Mrd.  Euro. Damit lagen die Einnahmen um 
15,3  Prozent (rund +27,0  Mrd.  Euro) höher als im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Steuereinnah-
men (inklusive der davon abzusetzenden EU-Ei-
genmittelabflüsse) stiegen um 15,7  Prozent (rund 
+25,7  Mrd.  Euro) gegenüber der Vorjahresperi-
ode. Die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz stie-
gen dabei um 24,5 Prozent (rund +15,6 Mrd. Euro). 
Die Einnahmen aus Einkommen- und Körper-
schaftsteuer wuchsen um 13,7  Prozent (rund 
+11,4  Mrd.  Euro) an. Durch die im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 4,0  Mrd.  Euro höhere Zah-
lung von Regionalisierungsmitteln für den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) an die Län-
der ergab sich eine Minderung der Einnahmen des 
Bundeshaushalts. Die Auszahlung zusätzlicher Re-
gionalisierungsmittel dient dem Ausgleich von Ein-
nahmeausfällen des ÖPNV durch die Corona-Pan-
demie sowie zur Finanzierung des 9-Euro-Tickets.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtszeit-
raum um 10,4 Prozent (rund +1,3 Mrd. Euro) über 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von 
Januar bis Juli  2022 rund 269,2  Mrd.  Euro und la-
gen damit um 4,9  Prozent (rund -14,0  Mrd.  Euro) 
unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
ökonomischen Arten gegliedert lagen die konsum-
tiven Ausgaben in etwa auf dem Niveau des Vorjah-
reszeitraums (rund -0,5 Mrd. Euro). Dabei gab es ge-
genläufige Effekte: Ausgabenerhöhend wirkte, dass 
die laufenden Zuschüsse an Sozialversicherungen 

das Vorjahresniveau um rund 10,3 Mrd. Euro über-
schritten. Darin enthalten waren einerseits höhere 
Leistungen des Bundes an den Gesundheitsfonds 
und den Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung 
für durch die SARS-CoV-2-Pandemie verursachte 
Belastungen von insgesamt rund 11,0  Mrd.  Euro. 
Andererseits führte der Wegfall der Zuweisun-
gen für das Zukunftsprogramm Krankenhäu-
ser (-3,0  Mrd.  Euro) zu geringeren Ausgaben. Dar-
über hinaus wurden von Januar bis Juli 2022 rund 
1,9 Mrd. Euro mehr an Zuschüssen zur Beschaffung 
von Impfstoffen gegen SARS-CoV-2 verausgabt als 
vor einem Jahr. Der Laufende Sachaufwand ist ge-
genüber der Vorjahresperiode um 13,7 Prozent be-
ziehungsweise rund 2,5  Mrd.  Euro angestiegen, 
was vor allem auf die Kosten im Zusammenhang 
mit der Anlegung und Auflösung von Gasreserven 
zurückzuführen ist. Für diesen Zweck wurden bis 
Juli 2022 rund 1,5 Mrd. Euro verausgabt. Der allge-
meine Anstieg des Zinsniveaus hat zur Folge, dass 
sich die Zinsausgaben im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum verdoppelt haben (rund +6,9 Mrd. Euro).

Die Verringerung der Ausgaben im Vergleich zum 
Vorjahr beruhte vor allem auf geringeren Zuschüs-
sen an Unternehmen (-43,8  Prozent beziehungs-
weise rund -19,4 Mrd. Euro). Für Corona-Unterneh-
menshilfen wurden von Januar bis Juli  2022 rund 
7,9  Mrd.  Euro aufgewendet. Im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum waren es rund 27,0  Mrd.  Euro. 
Außerdem waren die Zuweisungen an Verwaltun-
gen um 13,4  Prozent (rund -3,7  Mrd.  Euro) gerin-
ger als im Zeitraum Januar bis Juli 2021, was vor al-
lem auf eine im Vorjahr erfolgte Zuweisung an den 
Energie- und Klimafonds (seit 12. Juli 2022: Klima- 
und Transformationsfonds) in Höhe von rund 
2,5 Mrd. Euro zurückzuführen war. Außerdem wur-
den rund 1,1  Mrd.  Euro geringere Ausgleichszah-
lungen nach §  21 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes geleistet.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2021 Soll 2022
Ist-Entwicklung 

Juli 2022¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 556,6 495,8 269,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -4,9

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 341,0 356,2 203,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 15,3

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 313,5 328,4 189,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 15,7

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) -215,6 -139,6 -65,8

Deckung/Verwendung: 215,6 139,6 65,8

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 140,3

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,2 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,0 0,5 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 215,4 138,9 -74,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Buchungsergebnisse.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die investiven Ausgaben beliefen sich im betrachte-
ten Zeitraum auf rund 18,5 Mrd. Euro. Damit lagen 
sie um 42,3  Prozent (rund -13,6  Mrd.  Euro) unter 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums, insbesondere, 
da die unterjährigen Liquiditätshilfen an die Bun-
desagentur für Arbeit von Januar bis Juli 2022 rund 
12,7 Mrd. Euro geringer ausfielen als im Vorjahres-
zeitraum. Am Ende des Haushaltsjahres 2021 wur-
den die unterjährig gewährten Hilfen, die bis zum 
Schluss des Haushaltsjahres nicht zurückgezahlt 
werden konnten, in einen Zuschuss an die Bundes-
agentur umgewandelt. Die Sachinvestitionen la-
gen von Januar bis Juli 2022 um 2,3 Prozent (rund 
-0,1 Mrd. Euro) unter dem Niveau des Vorjahres.

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar bis Juli 2022 wies der Bun-
deshaushalt ein Finanzierungsdefizit von rund 
65,8 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2021 Juli 2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 100.399 18,0 110.061 22,2 51.837 52.905 +2,1

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.224 2,4 12.304 2,5 5.777 5.026 -13,0

Verteidigung 46.550 8,4 52.300 10,5 24.009 25.214 +5,0

Politische Führung, zentrale Verwaltung 20.576 3,7 23.393 4,7 11.919 12.332 +3,5

Finanzverwaltung 5.981 1,1 6.310 1,3 3.281 3.411 +3,9

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Ange-
legenheiten

28.985 5,2 32.211 6,5 12.964 12.100 -6,7

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.912 0,9 4.484 0,9 2.893 2.281 -21,1

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

16.259 2,9 20.264 4,1 6.326 6.293 -0,5

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarkt-
politik

281.133 50,5 248.486 50,1 179.139 157.334 -12,2

Sozialversicherungen einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

147.057 26,4 130.769 26,4 99.889 85.469 -14,4

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 97.343 17,5 99.465 20,1 63.539 64.827 +2,0

Krankenversicherung 18.887 3,4 15.940 3,2 12.103 9.133 -24,5

Arbeitslosenversicherung 16.935 3,0 1.000 0,2 15.310 2.659 -82,6

Arbeitsmarktpolitik 42.109 7,6 41.233 8,3 24.877 23.892 -4,0

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 21.748 3,9 21.085 4,3 13.341 12.833 -3,8

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

10.090 1,8 9.800 2,0 6.053 5.405 -10,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.038 2,0 11.729 2,4 6.476 6.614 +2,1

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und 
politischen Ereignissen

2.159 0,4 2.182 0,4 1.330 1.300 -2,3

Sonstige soziale Angelegenheiten 67.506 12,1 50.952 10,3 39.885 32.719 -18,0

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 16.959 3,0 20.703 4,2 10.267 11.321 +10,3

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.270 0,4 3.603 0,7 803 784 -2,4

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.320 0,2 2.159 0,4 606 601 -0,9

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.953 0,4 2.158 0,4 719 465 -35,3
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Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2021 Juli 2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

5.705 1,0 15.075 3,0 2.924 5.597 +91,4

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.796 0,3 2.920 0,6 533 644 +20,9

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 801 0,1 1.261 0,3 517 618 +19,6

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 29.781 5,4 28.836 5,8 10.968 11.226 +2,3

Straßen 8.451 1,5 9.452 1,9 3.342 3.739 +11,9

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 14.139 2,5 11.587 2,3 3.645 3.907 +7,2

Allgemeine Finanzwirtschaft 89.432 16,1 34.659 7,0 13.567 17.443 +28,6

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen und 
Finanzzuweisungen

84.467 15,2 14.936 3,0 5.983 2.952 -50,7

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Schuldenaufnahme

3.881 0,7 16.234 3,3 6.835 13.710 +100,6

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 495.791 100,0 283.188 269.175 -4,9

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Noch Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Juli 2021 Juli 2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro

Anteil in 
Prozent

Konsumtive Ausgaben 510.835 91,8 450.772 90,9 251.180 250.721  -0,2

Personalausgaben 36.498 6,6 37.399 7,5 21.914 22.722 +3,7

Aktivbezüge 27.237 4,9 27.832 5,6 16.188 16.774 +3,6

Versorgung 9.261 1,7 9.566 1,9 5.727 5.948 +3,9

Laufender Sachaufwand 38.670 6,9 60.854 12,3 17.932 20.388 +13,7

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.083 0,2 1.122 0,2 532 557 +4,7

Militärische Beschaffungen 17.068 3,1 20.427 4,1 6.808 6.729  -1,2

Sonstiger laufender Sachaufwand 20.518 3,7 39.306 7,9 10.592 13.102 +23,7

Zinsausgaben 3.855 0,7 16.204 3,3 6.818 13.693 +100,8

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 427.989 76,9 334.807 67,5 203.595 193.018  -5,2

an Verwaltungen 117.438 21,1 46.842 9,4 27.839 24.119  -13,4

an andere Bereiche 310.551 55,8 287.964 58,1 175.756 168.899  -3,9

darunter:

Unternehmen 83.683 15,0 54.656 11,0 44.154 24.800  -43,8

Renten, Unterstützungen u. a. 32.557 5,8 35.623 7,2 19.751 19.443  -1,6

Sozialversicherungen 172.478 31,0 167.875 33,9 100.560 110.810 +10,2

Sonstige Vermögensübertragungen 3.824 0,7 1.509 0,3 921 900  -2,3

Investive Ausgaben 45.782 8,2 51.541 10,4 32.008 18.454  -42,3

Finanzierungshilfen 39.321 7,1 44.034 8,9 29.264 15.773  -46,1

Zuweisungen und Zuschüsse 33.788 6,1 37.942 7,7 12.090 11.496  -4,9

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

2.363 0,4 4.821 1,0 16.850 4.188  -75,1

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 3.170 0,6 1.271 0,3 323 88  -72,8

Sachinvestitionen 6.461 1,2 7.506 1,5 2.744 2.681  -2,3

Baumaßnahmen 3.920 0,7 4.461 0,9 1.643 1.628  -0,9

Erwerb von beweglichen Sachen 2.453 0,4 2.883 0,6 1.073 998  -7,0

Grunderwerb 88 0,0 162 0,0 28 55 +96,4

Globalansätze 0 0,0 -6.521 -1,3 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 495.791 100,0 283.188 269.175  -4,9

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Juli 2021 Juli 2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern 313.545 91,9 328.435 92,2 163.687 189.386 +15,7

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 277.795 81,5 300.437 84,3 148.109 175.489 +18,5

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

162.587 47,7 162.957 45,8 83.465 94.909 +13,7

davon:

Lohnsteuer 92.671 27,2 93.358 26,2 49.154 53.901 +9,7

Veranlagte Einkommensteuer 30.746 9,0 29.718 8,3 13.883 16.281 +17,3

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 13.695 4,0 16.125 4,5 7.941 11.310 +42,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

4.413 1,3 3.784 1,1 2.628 2.050  -22,0

Körperschaftsteuer 21.062 6,2 19.972 5,6 9.859 11.366 +15,3

Steuern vom Umsatz 113.126 33,2 135.270 38,0 63.724 79.337 +24,5

Gewerbesteuerumlage 2.082 0,6 2.210 0,6 920 1.243 +35,1

Energiesteuer 37.120 10,9 30.650 8,6 15.713 16.375 +4,2

Tabaksteuer 14.733 4,3 15.220 4,3 7.885 7.202  -8,7

Solidaritätszuschlag 11.028 3,2 11.150 3,1 6.180 6.893 +11,5

Versicherungsteuer 14.980 4,4 15.650 4,4 10.394 10.861 +4,5

Stromsteuer 6.691 2,0 6.850 1,9 3.849 4.006 +4,1

Kraftfahrzeugsteuer 9.546 2,8 9.560 2,7 5.917 5.864  -0,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.084 0,6 2.132 0,6 1.076 1.221 +13,5

Kaffeesteuer 1.058 0,3 1.060 0,3 611 622 +1,8

Luftverkehrsteuer 566 0,2 1.115 0,3 165 542 +228,5

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

363 0,1 387 0,1 185 216 +16,8

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 1 2 +100,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 800 800 +0,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.071 X 10.512 X 5.195 5.649 +8,7

BNE-Eigenmittel der EU 28.683 X 29.600 X 17.913 16.712  -6,7

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.416 X 4.740 X 2.587 2.764 +6,8

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 9.458 X 9.744 X 5.406 9.489 +75,5

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 +0,0

Sonstige Einnahmen 27.472 8,1 27.751 7,8 12.682 13.995 +10,4

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.342 1,6 5.358 1,5 2.156 2.290 +6,2

Zinseinnahmen 346 0,1 409 0,1 193 304 +57,5

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.304 0,4 1.283 0,4 786 777  -1,1

Einnahmen insgesamt¹ 341.017 100,0 356.186 100,0 176.369 203.381 +15,3

1  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
August 2022

54

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Juni 2022

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit 
fiel am Ende des Berichtszeitraums erheblich bes-
ser aus als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. 
Er betrug Ende Juni 2022 rund 20,5 Mrd. Euro und 
verbesserte sich im Vergleich zum Vorjahreswert 
um rund 27,4 Mrd. Euro.

Die Ausgaben der Länder sanken im Vergleich zum 
Vorjahr geringfügig um 0,03 Prozent. Die Einnah-
men wuchsen um rund 12,2 Prozent. Dieser Anstieg 

war vor allem auf die sich fortsetzende gute Ent-
wicklung der Steuereinnahmen zurückzuführen, 
die gegenüber dem Vergleichsmonat des Vorjahres 
um rund 18,0 Prozent stiegen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Juni  2022 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni 2022 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni 2022 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in Sondervermögen, die über den 
Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mitfi-
nanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) so-
wie Restrukturierungsfonds (RSF). Der RSF wird 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahme vor-
gelegen hat. Die Kreditaufnahme für die Sonder-
vermögen FMS und WSF dient dabei zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabili-
sierungsmaßnahmen gemäß §  9 Abs.  1 Stabilisie-
rungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitalisierung 
von Unternehmen gemäß § 22 StFG. Zum anderen 
nimmt der Bund für FMS und WSF auch Kredite 
auf, die gemäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG als konditi-
onsgleiche Darlehen an Anstalten des öffentlichen 
Rechts durchgeleitet werden. Die Aufnahme dieser 
Kredite über den Bund dient der Kostenersparnis 
durch die günstigeren Finanzierungskonditionen 
des Bundes.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

	● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

	● dann auf die Kreditaufnahme beziehungs-
weise Verschuldung des Bundeshaushalts und 
der mitfinanzierten Sondervermögen sowie 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und

	● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Finanzierung von an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchzuleitende Dar-
lehen (im Folgenden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31. Dezember 2021 Kredite in 
Höhe von 1.438,4  Mrd.  Euro aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  Juli  2022 auf 
1.492,2 Mrd. Euro. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 53,8 Mrd. Euro ging auf den Finanzierungsbe-
darf des Bundes für den Haushalt und die Sonder-
vermögen einschließlich Darlehensfinanzierung 
zurück. Wie bereits in den Jahren  2020 und  2021 
wird auch die Kreditaufnahme im Jahr  2022 im 
Vergleich zu früheren Jahren erhöht sein. Dies liegt 
u.  a. daran, dass ein großer Teil des zusätzlichen 
pandemiebedingten Kreditbedarfs der Jahre  2020 
und 2021 über Wertpapiere mit kurzen Laufzeiten 
finanziert wurde, die nunmehr fällig werden und 
refinanziert werden müssen. Der Bund beabsich-
tigt, das hohe ausstehende Volumen dieser kurz-
laufenden Wertpapiere mittelfristig sukzessive 
abzubauen.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme 
gegenüber dem 31.  Dezember  2021 resul-
tierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
287,1  Mrd.  Euro, denen Fälligkeiten im Volumen 
von 233,3  Mrd.  Euro gegenüberstanden. Bis zum 
31. Juli 2022 wurden für die Verzinsung aller auch 
in früheren Jahren aufgenommenen bestehenden 
Kredite saldiert 13,5 Mrd. Euro aufgewendet.

Im Juli  2022 wurden 42,0  Mrd.  Euro an Bundes-
wertpapieren emittiert. Der Schwerpunkt lag mit 
39,5  Mrd.  Euro bei den konventionellen Bundes-
wertpapieren. Sie verteilten sich auf 1,5 Mrd. Euro 
30-jährige Bundesanleihen, 10,5 Mrd. Euro 10-jäh-
rige Bundesanleihen1, 4,0 Mrd. Euro Bundesobliga-
tionen, 5,5  Mrd.  Euro Bundesschatzanweisungen 

1  In diesem Bericht werden die im Jahr 2020 eingeführten 
7- und 15-jährigen Bundesanleihen zu den 10-jährigen 
Bundesanleihen gezählt. Seit dem Jahr 2022 werden keine 
7-jährigen Anleihen mehr begeben.
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und 18,0  Mrd.  Euro Unverzinsliche Schatzanwei-
sungen des Bundes. In inflationsindexierten Bun-
deswertpapieren wurden 1,0  Mrd.  Euro, in Grü-
nen Bundeswertpapieren wurden 1,5  Mrd.  Euro 
begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpa-
pieren erhöhten sich im Juli 2022 um 0,6 Mrd. Euro 
auf 145,7  Mrd.  Euro. Die Veränderung resultierte 
im Wesentlichen aus Sekundärmarktverkäufen in 
Höhe von 14,9 Mrd. Euro, denen Käufe in Höhe von 
6,9 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbestän-
den durch bei Emission zurückbehaltene Emissi-
onsanteile um 9,3 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 31. Juli 2022 entfielen 93,7 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,3  Prozent der Kreditaufnahme ent-
fielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im Juli 2022 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
39,7 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 44,4 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Juli 2022 saldiert 5,4 Mrd. Euro 
aufgewendet.

Am 31.  Juli  2022 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonderver-
mögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.398,3 Mrd. Euro. Damit erhöhte sich dieser gegen-
über dem 31.  Dezember  2021 um 50,3  Mrd.  Euro. 
Mit 49,9  Mrd.  Euro entfiel fast die gesamte Erhö-
hung im bisherigen Jahresverlauf auf den Bundes-
haushalt, dessen Bestand auf 1.356,4 Mrd. Euro an-
stieg. Die Veränderungen bei den Sondervermögen 
ohne Darlehensfinanzierung veränderten sich im 
bisherigen Jahresverlauf geringfügig, sodass sich 

per 31.  Juli  2022 der Bestand der Kreditaufnahme 
für den ITF um 0,1 Mrd. Euro auf 16,2 Mrd. Euro, 
der Bestand der Kreditaufnahme des FMS für Kre-
dite für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG um 
0,1 Mrd. Euro auf 22,8 Mrd. Euro und der Bestand 
der Kreditaufnahme des WSF für Kredite für Re-
kapitalisierungsmaßnahmen gemäß § 22 StFG um 
0,2 Mrd. Euro auf 2,9 Mrd. Euro erhöhte.

Entwicklung der Kredit
aufnahme des Bundes zur 
Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
aufgenommen. In ähnlicher Weise erfolgt seit 
dem Jahr 2020 eine Kreditaufnahme für den WSF 
zur Gewährung von Darlehen an die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau zur Finanzierung von Kri-
senmaßnahmen gemäß §  23  StFG. Die Aufnahme 
dieser Kredite über den Bund dient der Kostener-
sparnis durch die günstigeren Finanzierungskon-
ditionen des Bundes. Im Juli 2022 wurden für den 
FMS zu diesem Zweck keine neuen Kredite aufge-
nommen und keine Kredite fällig. Der Bestand von 
55,0 Mrd. Euro am 31. Dezember 2021 erhöhte sich 
durch Veränderungen im bisherigen Jahresverlauf 
dennoch bis zum 31.  Juli 2022 auf 60,0 Mrd. Euro. 
Zur Darlehensfinanzierung für den WSF wurden 
im Juli  2022 1,0  Mrd.  Euro aufgenommen und es 
wurden keine Kredite getilgt. Der Bestand von 
35,4 Mrd. Euro am 31. Dezember 2021 hat sich bis 
zum 31. Juli 2022 um insgesamt 1,5 Mrd. Euro auf 
33,9  Mrd.  Euro verringert. Seit Jahresbeginn stieg 
der Bestand der Kredite zur Darlehensfinanzierung 
insgesamt auf 93,9 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten für den Monat Juli 2022 kön-
nen folgenden Tabellen entnommen werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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anweisungen des Bundes

Bundesschatzanweisungen

Bundesobligationen

10-jährige Bundesanleihen

30-jährige Bundesanleihen

Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis Juli 2022

Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 31. Juli 2022 

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

	● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die mo-
natliche Historie zur Kreditaufnahme, dem Bedarf 
der Kreditaufnahme, Tilgungen und Zinsen für die 
Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes  – 
Bestand und laufendes Jahr“ zeigt die Vertei-
lung der Kreditaufnahme auf die Finanzierungs-
instrumente, sowohl für die bisherige Aufnahme 
im Jahr  2022 als auch für den gesamten Be-
stand per 31.  Juli  2022. Den größten Anteil der 

Kreditaufnahme im bisherigen Jahresverlauf 
machten mit 127,3  Mrd.  Euro beziehungsweise 
44,3  Prozent die (teils unterjährig fälligen) Unver
zinslichen Schatzanweisungen des Bundes aus, 
gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen mit 
50,7  Mrd.  Euro beziehungsweise 17,7  Prozent. Zu 
diesem Segment wurden hier auch die im Jahr 2020 
neu eingeführten 7- und 15-jährigen Bundesanlei-
hen gezählt. Per 31.  Juli  2022 waren über 99  Pro-
zent des Bestands der Kreditaufnahmen des Bun-
des in Form von Inhaberschuldverschreibungen 
verbrieft, bei denen die konkreten Gläubiger dem 
Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.2 Auf der Internetseite 

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047
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der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.3 

3  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Juli 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. Juni 2022 Juli Juli 31. Juli 2022 Juli Juli

Insgesamt 1.495.895 40.698 -44.400 1.492.192 -3.702 -5.369

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.361.448 39.334 -44.400 1.356.381 -5.066 -5.367

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.724 107 - 22.832 107 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

60.000 - - 60.000 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.121 70 - 16.190 70 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungs
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.705 187 - 2.892 187 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

32.897 1.000 - 33.897 1.000 -2

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.386.259 38.844 -44.350 1.380.754 -5.506 -5.261

30-jährige Bundesanleihen 296.532 2.500 - 299.032 2.500 -5.145

10-jährige Bundesanleihen 641.417 8.416 -25.729 624.104 -17.313 -162

Bundesobligationen 198.472 3.177 - 201.649 3.177 20

Bundesschatzanweisungen 111.343 5.266 - 116.609 5.266 -15

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

138.495 19.486 -18.621 139.360 865 41

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 70.217 572 - 70.788 572 58

Grüne Bundeswertpapiere 29.425 1.282 - 30.707 1.282 -104

Schuldscheindarlehen 5.520 - -50 5.470 -50 -63

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Juli 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme) 

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. Juni 2022 Juli Juli 31. Juli 2022 Juli Juli

Insgesamt 1.402.998 39.698 -44.400 1.398.295 -4.702 -5.367

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.361.448 39.334 -44.400 1.356.381 -5.066 -5.367

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen 
 gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.724 107 - 22.832 107 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.121 70 - 16.190 70 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungs
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.705 187 - 2.892 187 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.293.362 37.844 -44.350 1.286.857 -6.506 -5.258

30-jährige Bundesanleihen 296.532 2.500 - 299.032 2.500 -5.145

10-jährige Bundesanleihen 611.417 8.416 -25.729 594.104 -17.313 -162

Bundesobligationen 162.172 3.177 - 165.349 3.177 20

Bundesschatzanweisungen 87.243 4.266 - 91.509 4.266 -13

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

135.998 19.486 -18.621 136.863 865 41

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 70.217 572 - 70.788 572 58

Grüne Bundeswertpapiere 29.425 1.282 - 30.707 1.282 -104

Schuldscheindarlehen 5.520 - -50 5.470 -50 -63

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

11.209 11.953 744 -

Rücklage gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG)

8.895 8.986 92 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

61

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
August 2022

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. Juni 2022 Juli Juli 31. Juli 2022 Juli Juli

Insgesamt 92.897 1.000 - 93.897 1.000 -2

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

60.000 - - 60.000 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

32.897 1.000 - 33.897 1.000 -2

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den FMS Kredite bis zu 60 Mrd. Euro aufzunehmen, damit nach § 8 Abs. 10 StFG 
der FMS Darlehen an Abwicklungsanstalten zur Refinanzierung der von diesen übernommenen Vermögensgegenständen gewähren 
kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige 
Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapieren. 
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. Euro aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die so genannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Juli 2022 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Juli 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo)

30. Juni 2022  Juli Juli 31. Juli 2022 Juli 

Umlaufvolumen insgesamt 1.630.150 42.000 -45.000 1.627.150 -3.000

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.524.500 39.500 -45.000 1.519.000 -5.500

30-jährige Bundesanleihen 340.000 1.500 - 341.500 1.500

10-jährige Bundesanleihen 699.000 10.500 -26.500 683.000 -16.000

Bundesobligationen 222.500 4.000 - 226.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 123.000 5.500 - 128.500 5.500

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 
(inklusive Kassenemissionen)

140.000 18.000 -18.500 139.500 -500

inflationsindexierte Bundeswertpapiere 74.650 1.000 - 75.650 1.000

30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 11.900 500 - 12.400 500

10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 62.750 500 - 63.250 500

Grüne Bundeswertpapiere 31.000 1.500 - 32.500 1.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 10.000 - - 10.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 16.000 1.500 - 17.500 1.500

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - -

Eigenbestände -145.087 - - -145.669 -582

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 11. Juli 2022 und 
des ECOFIN-Rats am 12. Juli 2022

Eurogruppe

Unter dem ersten Tagesordnungspunkt der Euro-
gruppe am 11. Juli 2022 führten die Ministerinnen 
und Minister eine Diskussion zu den aktuellen ma-
kroökonomischen Entwicklungen im Euroraum 
im aktuellen globalen Kontext und den daraus re-
sultierenden politischen Herausforderungen.

Zu Beginn gab der Internationale Währungs-
fonds (IWF) einen Überblick über den jüngsten 
IWF-Stabsbesuch im Eurogebiet und eine kurze 
Einschätzung der Wirtschaftslage: Der Euroraum 
wachse langsamer und die Inflation sei höher als 
erwartet. Die Unsicherheit sei groß. Eine eng po-
litisch koordinierte Reaktion sei erforderlich. Die 
geldpolitische Normalisierung solle fortgesetzt 
werden. Fragmentierungsrisiken hätten zugenom-
men. Die breite fiskalische Unterstützung im Kon-
text der COVID-19-Pandemie solle zurückgenom-
men werden. Energieunterstützungsmaßnahmen 
sollten nachhaltig und koordiniert sein. Insbeson-
dere Länder mit hohen Schuldenstandquoten soll-
ten mit der Konsolidierung beginnen. Die Fiskalre-
geln seien reformbedürftig.

Die Europäische Kommission teilte die Einschät-
zung zum wirtschaftlichen Ausblick des IWF. Der 
Euroraum zeige sich grundsätzlich widerstandsfä-
hig. Aber die Unsicherheit sei hoch und die Risiken 
erheblich. Der richtige Policy-Mix sei entscheidend: 
Nationale Finanzpolitik solle nicht inflationstrei-
bend sein, aber gleichzeitig die vulnerablen Grup-
pen unterstützen. Vor dem Hintergrund der hohen 
Unsicherheit sei die allgemeine Ausweichklausel 
verlängert worden; es gehe nun um den Übergang 
von allgemeiner Unterstützung zu gezielten und 
befristeten Maßnahmen. Für Mitgliedstaaten mit 

hoher Verschuldung mahnte die Kommission eine 
vorsichtige Finanzpolitik an.

Auch die Europäische Zentralbank (EZB) teilte die 
Einschätzung des IWF und der Europäischen Kom-
mission zu den Herausforderungen. Der Europä-
ische Stabilitätsmechanismus betonte, dass eine 
prozyklische Fiskalpolitik zu vermeiden sei.

Auch der deutsche Sitzungsvertreter hob die unsi-
chere Wachstumslage hervor. Zudem zeigte er sich 
besorgt mit Blick auf die Gasversorgungslage. Be-
züglich der Inflationsaussichten unterstrich er, dass 
eine Lohn-Preis-Spirale zu vermeiden sei.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Haushaltslage 
im Euroraum“ insgesamt und den finanzpoliti-
schen Leitlinien für 2023 präsentierte zunächst der 
Vorsitzende des Europäischen Fiskalausschusses 
Prof. Niels Thygesen den Bericht des Europäischen 
Fiskalausschusses zur Einschätzung des angemes-
senen finanzpolitischen Kurses für den Euroraum 
im Jahr 2023. Der Bericht empfiehlt einen moderat 
restriktiven fiskalischen Impuls im Jahr  2023. Der 
Europäische Fiskalausschuss hält vor dem Hinter-
grund einer raschen Verschärfung der finanziellen 
Bedingungen Haushaltskonsolidierung für Län-
der mit hoher Verschuldung für besonders wichtig. 
Auch schlussfolgert er, dass die ökonomischen Be-
dingungen und Aussichten keine Verlängerung der 
allgemeinen Ausgleichsklausel rechtfertigen.

Die Europäische Kommission teilte grundsätzlich 
die allgemeine Einschätzung, dass eine breite wirt-
schaftliche Unterstützung nicht mehr angemessen 
sei. Der Fokus müsse auf gezielten und temporä-
ren Maßnahmen liegen sowie einer vorsichtigen 
Fiskalpolitik. Die Verlängerung der allgemeinen 
Ausweichklausel sei durch die hohe Unsicherheit 
begründet.

Auch der deutsche Sitzungsvertreter sprach sich 
für zeitlich befristete und gezielte Maßnahmen aus, 
um ökonomische Härten für vulnerable Gruppen 

62
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abzufedern. Das Risiko der Prozyklizität sei zu ver-
meiden. Die Aufrechterhaltung der allgemeinen 
Ausweichklausel bedeute nicht, dass alles möglich 
sei. Mitgliedstaaten mit hohen Schuldenstands-
quoten müssten ihre Schuldenquoten reduzieren. 
Man solle über die Anwendungsbedingungen der 
allgemeinen Ausweichklausel nachdenken, um sie 
besser zu definieren.

Die Finanzministerinnen und Finanzminister se-
hen weiterhin den Bedarf, ihre Haushaltspolitiken 
eng zu koordinieren. Vor diesem Hintergrund ver-
öffentlichte die Eurogruppe eine gemeinsame Er-
klärung zur fiskalpolitischen Ausrichtung  2023. 
Die Eurogruppe ist der Ansicht, dass eine Stützung 
der Gesamtnachfrage durch fiskalpolitische Maß-
nahmen im Jahr 2023 nicht gerechtfertigt und der 
Schwerpunkt stattdessen auf den Schutz vulne-
rabler Gruppen zu legen sei. Gleichzeitig solle die 
Flexibilität bewahrt werden, die Finanzpolitik bei 
Bedarf anzupassen. Die Fiskalpolitik solle in al-
len Ländern darauf abzielen, die Schuldentragfä-
higkeit zu wahren und das Wachstumspotenzial 
nachhaltig zu steigern, um den Aufschwung zu för-
dern und damit auch die Aufgabe der Geldpolitik, 
die Preisstabilität zu gewährleisten, zu erleichtern, 
indem sie keinen zusätzlichen Inflationsdruck er-
zeuge. Auch die EZB unterstützte den Tenor der 
Eurogruppen-Erklärung.

Die Eurogruppe führte zudem einen Meinungs-
austausch über die Auswirkungen eines digitalen 
Euros auf das Finanzsystem und die Nutzung von 
Bargeld. Die EZB stellte ihre jüngsten Arbeiten vor, 
die mögliche Maßnahmen zur Begrenzung nega-
tiver Auswirkungen eines digitalen Euros auf den 
Finanzsektor umfassten, einschließlich absoluter 
Halteobergrenzen und anderer Instrumente zur 
Einschränkung der Nutzung eines digitalen Euros 
zur Wertaufbewahrung. Die Europäische Kommis-
sion betonte die Bedeutung der laufenden techni-
schen Arbeiten. Um möglichen Auswirkungen auf 
die Finanzmarktstabilität vorzubeugen, mahnte 
sie die Notwendigkeit einer sorgfältigen Balance 
zwischen der Wertaufbewahrungs- und Zahlungs-
funktion an. Sie betonte, dass der digitale Euro das 
Bargeld nicht ersetzen werde.

Der Vertreter der Bundesregierung unterstrich, 
dass der digitale Euro die Übertragung der Geld-
politik nicht stören und die Stabilität der Finanz-
märkte nicht gefährden dürfe. Die technischen 
Arbeiten zum digitalen Euro sollten intensiviert 
werden, insbesondere zu möglichen Instrumen-
ten, die negative Auswirkungen eines digitalen Eu-
ros auf den bestehenden Finanzsektor adressieren 
könnten. Ein digitaler Euro könne das Bargeld nur 
ergänzen, nicht ersetzen. Die Expertinnen und Ex-
perten der Mitgliedstaaten seien in die laufenden 
Arbeiten eng einzubinden.

Die Eurogruppe war sich einig, dass die Ausgabe ei-
nes digitalen Euros die Fähigkeit der EZB zur Erfül-
lung ihres Mandats nicht beeinträchtigen und die 
Finanzstabilität nicht gefährden solle. Gleichzeitig 
müsse sichergestellt werden, dass der digitale Euro 
ein attraktives Zahlungsmittel sei und die Innova-
tion in einer digitalisierten Wirtschaft unterstütze. 
Ein klares Ergebnis der Diskussion war, dass ein di-
gitaler Euro das Bargeld nur ergänzen, nicht aber 
ersetzen dürfe.

Zum Abschluss der Sitzung behandelte die Euro-
gruppe kurz die Erweiterung des Euroraums auf 
Kroatien. Die Eurogruppe stellte fest, dass alle Vor-
aussetzungen erfüllt seien, damit Kroatien am 1. Ja-
nuar 2023 dem Euro beitreten könne.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 12. Juli 2022 stellte zunächst die neue 
tschechische Ratspräsidentschaft ihr Arbeitspro-
gramm vor. Im Zentrum des Programms steht die 
Unterstützung der Ukraine angesichts des russi-
schen Angriffskriegs, daneben weiterhin die Be-
wältigung der Folgen der Corona-Pandemie. Die 
Schwerpunkte des ECOFIN-Rats liegen neben der 
kurzfristigen Finanzierung der Ukraine sowie der 
Vorbereitung des Wiederaufbaus auf der Umset-
zung der Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery 
and Resilience Facility, RRF – und damit einherge-
hend auf REPowerEU), der Reformdebatte zur wirt-
schaftspolitischen Steuerung, der Vorbereitung des 
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Europäischen Semesters 2023 sowie im Bereich Fi-
nanzdienstleistungen auf Basel  III, der Kapital-
marktunion und dem Versicherungswesen.

Erneut standen die wirtschaftlichen und finanziel-
len Aspekte des russischen Kriegs in der Ukraine im 
Mittelpunkt des ECOFIN. Der Schwerpunkt lag auf 
der Rolle des ECOFIN und der kurz- und langfristi-
gen finanziellen Unterstützung der Ukraine.

Der tschechische Vorsitz leitete den Tagesord-
nungspunkt mit dem Vorschlag ein, sich in einer 
weiter gefassten Diskussion zur finanziellen Unter-
stützung der Ukraine auszutauschen, zur Rolle des 
ECOFIN und der  Europäischen Union (EU) insge-
samt, zur kurz- und langfristigen Finanzierung der 
Ukraine, zur Finanzierung des zweiten Teils der au-
ßerordentlichen Makrofinanzhilfe und zur Struk-
tur der Unterstützung.

Die Europäische Kommission gab einen kurzen 
Überblick zur Situation in der Ukraine: Laut IWF 
sei das Bruttoinlandsprodukt im Jahr  2022 um 
45 Prozent zurückgegangen, die Inflation liege bei 
18  Prozent und es gebe 8  Millionen Flüchtlinge. 
Die bereits geleistete Unterstützung der EU belaufe 
sich auf 4 Mrd. Euro sowie die militärische Unter-
stützung auf 2  Mrd.  Euro. Die Europäische Kom-
mission betonte ihre Bereitschaft, den Wieder-
aufbauprozess zu koordinieren und hierfür eine 
Wiederaufbauplattform aufzusetzen. Mit Bezug zu 
den verabschiedeten Sanktionen stellte die Euro-
päische Kommission ein sogenanntes Complian-
ce-Paket in Aussicht, das darauf abzielt, Schlupflö-
cher zu schließen.

Der deutsche Sitzungsvertreter berichtete zunächst 
auf Bitte der tschechischen Präsidentschaft zu den 
Ergebnissen des G7-Treffens in Elmau und betonte, 
dass Elmau ein starkes Signal der Solidarität ge-
sendet und den brutalen und völkerrechtswidri-
gen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine in 
großer Geschlossenheit verurteilt habe. Es bestehe 
seitens der Ukraine weiterer Bedarf an kurzfristi-
ger finanzieller Unterstützung, wobei eine gerechte 
Lastenteilung aller Geber notwendig sei.

Die zuvor vom ECOFIN angenommene außeror-
dentliche Finanzhilfe zugunsten der Ukraine in 
Höhe von 1 Mrd. Euro fand die ausdrückliche Zu-
stimmung der Mitgliedstaaten. Mit Blick auf den 
von der Europäischen Kommission bereits ange-
kündigten zweiten Vorschlag zur Mobilisierung 
der Restmittel, um ein Gesamtvolumen von bis zu 
9  Mrd.  Euro an außerordentlicher Makrofinanz-
hilfe im Jahr  2022 zu erreichen, erklärten sich ei-
nige Mitgliedstaaten explizit zu nationalen Garan-
tien bereit.

Bei der langfristigen Unterstützung der Ukraine 
und dem Wiederaufbau sahen die Mitgliedstaa-
ten weiteren Klärungsbedarf hinsichtlich der Go-
vernance, Koordinierung, Beteiligung Dritter, 
Rolle der EU, Finanzierungsstruktur und Finanz-
volumen, dem eine Bedarfsanalyse zugrunde ge-
legt werden solle. Auch mögliche Konditionalitäten 
für die Ukraine wurden thematisiert. Die Mehrheit 
der wortnehmenden Mitgliedstaaten befürwortete 
(mit Abstufungen) eine führende Rolle der EU; je-
doch unter Beteiligung weiterer Geldgeber und 
mit entsprechender Koordinierung. Insbesondere 
sprachen sich einige Mitgliedstaaten dafür aus, zu-
nächst die Strukturen der Governance zu klären 
und eine Bedarfsanalyse durchzuführen.

Unter dem Tagesordnungspunkt Wirtschaftliche 
Erholung in Europa ging es um den Stand der Im-
plementierung der RRF. Die tschechische Präsi-
dentschaft betonte eingangs, die Implementierung 
der RRF sei bereits weit fortgeschritten.

Die Europäische Kommission erläuterte die Rele-
vanz von REPowerEU, um die Abhängigkeit von 
insbesondere fossilen Brennstoffen aus Russ-
land zu verringern. Die Umsetzung der RRF laufe 
auf Hochtouren. 25  Aufbau- und Resilienzpläne 
seien insgesamt angenommen (einschließlich 
des polnischen Plans). Die Niederlande hätten ih-
ren Plan zwischenzeitlich eingereicht; der ungari-
sche Plan werde noch geprüft. Insgesamt habe es 
elf Zahlungsanträge gegeben. Es seien bereits über 
100 Mrd. Euro ausgezahlt worden.
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Zahlreiche Mitgliedstaaten nutzten die Gelegen-
heit, sich zu REPowerEU zu äußern. REPowerEU ist 
der europäische Plan zur raschen Verringerung der 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russ-
land und zur Beschleunigung des ökologischen 
Wandels. In der Aussprache begrüßte ein Großteil 
der Mitgliedstaaten grundsätzlich die Einbettung 
von REPowerEU in die RRF.

Zahlreiche Mitgliedstaaten kritisierten die Finan-
zierung von REPowerEU-Maßnahmen über die 
Veräußerung von Emissionshandelzertifikaten aus 
der sogenannten Marktstabilitätsreserve inner-
halb der RRF. Deutschland wie auch andere Mit-
gliedstaaten äußerten diesbezüglich finanz- und 
klimapolitische Bedenken, wonach dies auch zu-
lasten des Vertrauens in den Markt und der Inte-
grität des Emissionshandelssystems gehen könnte. 
Einige Mitgliedstaaten hingegen zeigten sich offen 
für eine Verwendung dieser Mittel. Auch wurden 
andere Finanzierungsvorschläge angesprochen.

Eine überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten zeigte sich kritisch zum Vorschlag der Kom-
mission, der vorsieht, den geltenden Verteilungs-
schlüssel der RRF für REPowerEU-Maßnahmen 
(finanziert aus der Marktstabilitätsreserve) anzu-
wenden. Deutschland (unterstützt von anderen 
Mitgliedstaaten) betonte, dass Diskussionen zum 
Allokationsschlüssel verfrüht seien und erst nach 
Einigung über die Finanzierungsquellen erfolgen 
sollten. Auch müsse die Zweckbindung der Mittel 
aus NextGenerationEU unbedingt gewahrt bleiben 
sowie die rechtliche Grundlage und zeitliche Be-
grenzung respektiert werden.

Hinsichtlich der Umweltwirkung äußerten ei-
nige Mitgliedstaaten Kritik, dass das DNSH-Prin-
zip (Prinzip bezüglich der Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen der Umweltziele) verwässert 
werde.

Unter dem Tagesordnungspunkt Europäisches Se-
mester  2022 nahmen die ECOFIN-Ministerinnen 
und -Minister die Schlussfolgerungen des Rats zu 
den vertieften Überprüfungen  2022 im Rahmen 
des Verfahrens bei einem makroökonomischen 

Ungleichgewicht ohne Aussprache an. Die tsche-
chische Präsidentschaft informierte, dass zehn 
Mitgliedstaaten weiterhin makroökonomische Un-
gleichgewichte aufwiesen.

Die Europäische Kommission verwies einerseits 
auf die wirtschaftliche Erholung nach der COVID-
19-Krise, betonte andererseits aber die infolge des 
Ukrainekriegs herrschende Unsicherheit. Einige 
Mitgliedstaaten wiesen makroökonomische Un-
gleichgewichte auf, die abgebaut werden müssten. 
Abschließend äußerte die Kommission, die Rats-
schlussfolgerungen zu unterstützen.

Zudem fand das Gesetzgebungsverfahren zur Eu-
roeinführung in Kroatien mit der Annahme der 
drei Rechtsakte, die erforderlich sind, damit Kroa-
tien am 1. Januar 2023 den Euro als Währung ein-
führen kann, seinen Abschluss: (1)  Beschluss des 
Rates über die Einführung des Euros in Kroa-
tien zum 1.  Januar 2023, (2) Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 974/98 im 
Hinblick auf die Einführung des Euro in Kroatien 
und (3) Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EG)  Nr.  2866/98 in Bezug auf den Euro-Umrech-
nungskurs für die Kroatische Kuna. Der Umrech-
nungskurs wurde auf 7,53450 Kroatische Kuna für 
1 Euro festgesetzt.

Der Deutsche Bundestag hatte zuvor mit großer 
Mehrheit die Einführung des Euro in Kroatien zum 
1. Januar 2023 befürwortet. Die Europäische Kom-
mission ermutigte Kroatien, weiterhin die Refor-
manstrengungen fortzusetzen und den institutio-
nellen Rahmen zu stärken. Der Beitritt Kroatiens 
zum Euro sei ein wichtiges Signal für die geldpoli-
tische Integration. Die EZB begrüßte die Annahme 
der Rechtsakte und beglückwünschte Kroatien 
zum Eurobeitritt. Der kroatische Finanzminister 
Zdravko Marić sprach von einem historischen Tag 
für die EU, den Euroraum und Kroatien. Dass Kro-
atien das 20. Mitglied des Euroraums werde, sende 
ein Signal, dass der europäische Integrationspro-
zess noch nicht abgeschlossen sei. Kroatien begleite 
die Einführung mit einer Kampagne, um alle Bür-
gerinnen und Bürger mitzunehmen und das Fi-
nanzsystem vorzubereiten.



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
August 2022

Ferner wurde das dritte Treffen der G20-Fi-
nanzministerinnen- und -minister und -Noten-
bankgouverneurinnen und -gouverneure am 
15./16. Juli 2022 auf Bali vorbereitet. Insbesondere 
billigten die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister 
die EU  Terms of Reference ohne Aussprache. Die 
tschechische Ratspräsidentschaft gab einen Über-
blick über das Treffen. Aus Perspektive der EU sei 
es wichtig, die negativen Auswirkungen des russi-
schen Kriegs in der Ukraine auf die Weltwirtschaft 
aufzuzeigen.

Die Europäische Kommission betonte die Bedeu-
tung der Sitzung, insbesondere mit Blick auf das 
politische Umfeld. Eine klare Kommunikation sei 
wichtig, um die globalen Auswirkungen des russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine richtig ein-
zuordnen. Aus den Sitzungsthemen hob sie insbe-
sondere die globale Gesundheitsfinanzierung, die 

Lebensmittelunsicherheit als wachsendes Problem 
und die internationale Finanzarchitektur hervor.

Zudem wurden die bereits konsentierten Rats-
schlussfolgerungen zum Bericht zur fiskalischen 
Tragfähigkeit  2021 von den ECOFIN-Ministerin-
nen und -Ministern ohne Aussprache angenom-
men. Die Europäische Kommission begrüßte die 
Schlussfolgerungen. Sie hob hervor, dass die öf-
fentliche Verschuldung aufgrund der Pandemie 
stark zugenommen habe und die Volkswirtschaf-
ten mit der russischen Aggression gegenüber der 
Ukraine und der steigenden Inflation konfron-
tiert seien. Auch müssten die Politiken der Mit-
gliedstaaten durch solide Haushaltspläne und not-
wendige Reformen flankiert werden. Hierfür seien 
auch die Strukturreformen im Rahmen der RRF 
sehr wichtig.
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Termine
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltungen

22./23. August 2022 Treffen der deutschsprachigen Finanzministerin und Finanzminister in der Schweiz

9./10. September 2022 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Prag, Tschechische Republik

3./4. Oktober 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

13./14. Oktober 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

13. bis 15. Oktober 2022 Jahresversammlung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Datum Verfahrensschritte

16. März 2022 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für RegE 2023 und Finanzplan bis 2026

10. bis 12. Mai 2022 Steuerschätzung

1. Juli 2022 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2023 und Finanzplan bis 2026

5. August 2022 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

6. bis 9. September 2022 1. Lesung Bundestag

16. September 2022 1. Durchgang Bundesrat

25. bis 27. Oktober 2022 Steuerschätzung

22. bis 25. November 2022 2./3. Lesung Bundestag

16. Dezember 2022 2. Durchgang Bundesrat

Dezember 2022 Verkündung im Bundesgesetzblatt

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2023  
und des Finanzplans bis 2026
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

September 2022 August 2022 22. September 2022

Oktober 2022 September 2022 20. Oktober 2022

November 2022 Oktober 2022 22. November 2022

Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Bundesfinanzministerium – ein Haus, das zählt.

Was Steuern sind und wozu wir sie zahlen

Wie Alterseinkünfte besteuert werden

Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich

Vermögensrechnung des Bundes 2021

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

 Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2021

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2021

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2021/2022

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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